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EINE SOZIALDEMOKRATISCHE POLITIK
FUR ALLE STATT FUR WENIGE

Die rechtsburgerliche Mehrheit hat in der vergangenen Legislatur auch in der
Schweiz begonnen, auf die Macht des Starkeren zu setzen. Die Schweiz stellt sich
damit in eine Reihe von La&ndern, in denen eine rucksichtslose Rechtspolitik im In-
teresse der Wenigen betrieben wird. Auch in Bundesbern will nun eine Mehrheit
Kriegsmaterial in Konfliktgebiete exportieren und gleichzeitig bei den Schwachsten
sparen. Der Lohnschutz steht zur Disposition. Abbau des Sozialstaats ebenso wie
der Entwicklungshilfe sind Programm. FDP und SVP sabotieren die Energiewende
und widersetzen sich der Gleichstellung von Mann und Frau. Vergleichbare Entwick-
lungen zeigen sich weltweit: Die Wenigen werden auf Kosten der Vielen noch reicher.
Menschenrechte und rechtsstaatliche Errungenschaften werden verletzt. Aber die
rlicksichtslose Macht des Starkeren geféhrdet die Zukunft unseres Planeten. Wenn
sich Klima, Sicherheit und Lebensbedingungen weltweit derart verschlechtern, ist
es kein Wunder, dass zahllose Menschen zur Flucht gezwungen werden. Was wir
brauchen, sind mehr Zusammenarbeit und Rechtsstaat. Der nationale Egoismus ist
eine kurzsichtige Haltung. Er verschérft die Probleme nur.

Die SP kampft gegen die Macht des Starkeren. Sie vertritt eine Politik, die sich flr die
Interessen aller einsetzt sowie Demokratie und Rechtsstaat starkt. Die Anliegen von
Gleichheit, Mitbestimmung und Solidaritat sind die Anliegen von Vielen. So haben
sich die Stimmburgerinnen und StimmbuUrger seit dem Rechtsrutsch 2015 immer
wieder gegen die rechtsburgerliche Politik gewehrt. Sie haben der Energiestrategie
2050 zugestimmt, die den Umstieg auf erneuerbare Energien umsetzt. Sie haben
die skandaldse Unternehmenssteuerreform Il abgelehnt. Und sie haben die No-Bil-
lag-Initiative, diesen Angriff auf den Service public im Medienbereich, an den Ab-
sender zurlckspediert. Gleichzeitig haben zahlreiche Menschen in unserem Land
Angst vor Arbeitslosigkeit und Lohndruck sowie vor dem Abbau von offentlichen
Dienstleistungen. Hohe Krankenkassenpréamien und in vielen Gegenden auch hohe
Mieten drlicken auf das Portemonnaie der Menschen. Die Klimaerhitzung treibt die
Jungen, die um ihre Zukunft firchten, auf die Strasse.

Damit sich hier etwas andert, braucht es neue Mehrheiten in Bern. Mehrheiten, die
den Ausgleich suchen. Das neue Parlament wird die Geschicke der Schweiz in den
nachsten Jahren entscheidend mitbestimmen. Die Bundesversammlung beréat jahr-
lich 50 bis 70 Gesetze, die wichtige Rahmenbedingungen flir das Zusammenleben
in der Schweiz und flr die Rolle der Schweiz in der Welt festlegen, sie beschliesst
das Budget der Eidgenossenschaft und wahlt die Mitglieder des Bundesrats. Nur die
wenigsten dieser Vorlagen werden dem Volk vorgelegt.



Dieser Legislaturausblick fasst zusammen, welche Werte uns wichtig sind, was wir
bisher im Parlament erreicht haben und welche Projekte wir in den n&chsten vier
Jahren realisieren wollen. Diese politische Auslegeordnung wird uns in der nachsten
Legislatur als Massstab dienen. Aber auch die Stimmburgerinnen und Stimmbdurger
sollen uns daran messen kénnen.

Roger Nordmann
Fraktionsprasident
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1
FUR EINE SOZIALE UND MODERNE
FAMILIENPOLITIK

In einer zunehmend individualisierten Gesellschaft bildet die Familie in all ihren Aus-
formungen ein zentraler Bezugspunk, in Erziehung und Betreuung der Nachsten ist
sie unverzichtbar. Obwohl sich die Aufgabenverteilung zwischen Frau und Mann ver-
andert, Ubernehmen noch immer Frauen den grossten Teil der unbezahlten Arbeit.
Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf bleibt schwierig. So ist ausserfamiliare Ta-
gesbetreuung nicht allen Familien zugéanglich, und auch die Betreuung von kranken
Angehorigen parallel zur Erwerbsarbeit ist in mancher Hinsicht eine Herausforde-
rung.

Das sind unsere Grundséatze

Die SP setzt sich fUr eine moderne und soziale Familienpolitik ein. Diese muss die
Chancengleichheit ins Zentrum ihrer Bemihungen stellen. So darf die Erziehung ei-
nes Kindes weder ein Armutsrisiko darstellen noch zu sozialer Ausgrenzung fuhren.
Alleinerziehende mit Kindern und Grossfamilien sind besonders von Armut betrof-
fen. Deshalb setzen wir uns fur finanzielle und organisatorische Unterstitzung durch
den Sozialstaat ein. Die Sozialziele der Verfassung sehen einen solchen Schutz vor,
und wir erwarten vom Bund und den Kantonen, dass sie ihre Verantwortung wahr-
nehmen. Eine bessere Aufteilung der unbezahlten Hausarbeit zwischen Méannern
und Frauen ist ein weiteres Herzstlck sozialdemokratischer Politik. Zudem muss die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie verbessert werden. Schliesslich spricht sich die
SP fur eine weitgefasste Definition des Begriffs «Familie» aus, die der Vielfalt ihrer
Formen gerecht wird.

Das hat die SP erreicht

Dank der Beharrlichkeit der SP hat das Parlament das seit 2003 laufende Impuls-
programm zur Schaffung von Platzen flr die Tagesbetreuung erneut bis 2023 verlan-
gert, trotz Ablehnung durch den Bundesrat und die harte Rechte. Mit dem Programm
konnte die Schaffung von insgesamt 57 383 neuen Betreuungsplatzen unterstitzt
werden. Dank dem Einsatz der SP wurde es durch Massnahmen zur Flexibilisierung
des Angebots und zur Kostenreduktion erganzt. Die SP thematisierte im Rahmen
der Fachkréfteinitiative systematisch die Frage einer besseren Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie, worauf entsprechende Massnahmen ergriffen wurden. Die SP trug
auch zum Erfolg der Initiative zur Einflhrung einer Vaterschaftszeit bei und gab in der
Parlamentsdebatte entscheidende Impulse.

Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

* Um die Gleichstellung von Frauen und Méannern im Bereich der Erziehungsaufga-
ben zu fordern, setzt sich die SP fUr die Einflhrung einer Elternzeit von insgesamt
38 Wochen ein. Davon sind vierzehn Wochen fur die Mutter und vierzehn fur den



Vater reserviert. Die Ubrigen zehn Wochen kénnen frei zwischen den Eltern auf-
geteilt werden. Als Zwischenschritt unterstitzt die SP voll und ganz die eidgends-
sische Volksinitiative «FUr einen vernunftigen Vaterschaftsurlaub — zum Nutzen
der ganzen Familie», die eine vierwochige Freistellung fur den Vater vorsieht.

Die Adoption eines Kindes bedingt die Anwesenheit beider Adoptiveltern fir den
raschen Aufbau einer emotionalen Bindung und stellt somit eine organisatorische
Herausforderung dar. Deshalb fordert die SP die EinflUhrung einer Adoptionszeit
von 14 Wochen, die zu gleichen Teilen zwischen den beiden Eltern aufzuteilen ist.
Fur Eltern, deren Kind schwer erkrankt ist, gibt es praktisch keine Unterstitzung.
Ein Kind mit einer Krebserkrankung zum Beispiel braucht die N&he einer vertrau-
ten Person. Die SP unterstltzt das Projekt des Bundesrats zur Einfihrung einer
Freistellung zur Betreuung eines kranken Kindes und pladiert flr eine Maximal-
dauer von 48 Wochen. Es braucht auch Unterstitzungsbeitrage fir Personen,
die eine/n akut erkrankte/n oder palliativ zu betreuende/n Angehorige/n pflegen.
Das Platzangebot in der ausserfamiliaren Kinderbetreuung soll ausgebaut und
die von den Familien getragenen Kosten sollen gesenkt werden. Die SP fordert
dazu qualitativ hochstehende Strukturen im Sinne eines Service public. Diese sol-
len Familien mit tiefem Einkommen kostenlos zur Verfligung stehen. Das Tages-
schulangebot muss gratis sein und quantitativ und qualitativ ausgebaut werden.
Es braucht gezielte Massnahmen, um Familienarmut zu verhindern und zu be-
kampfen. So setzt sich die SP flir die Erarbeitung eines nationalen Rahmengeset-
zes ein, das die Zusatzleistungen fur Familien regelt. Kinder aus benachteiligten
Familien missen von Frihférderung profitieren kénnen.



2
FUR EINE STARKUNG DER SOZIALEN SICHERHEIT
UND SYSTEMATISCHE BEKAMPFUNG DER ARMUT

Ausgangslage

Soziale Sicherheit umfasst alle Massnahmen, die den Menschen eine finanzielle
Absicherung gegenuber Lebensrisiken bieten und sie vor Armut bewahren. Dank
diesen Massnahmen konnte die Schweiz gut gedeihen. Nun werden aber Sozial-
hilfebeziger/innen mehr und mehr stigmatisiert. Die Rechte lanciert frontale Angrif-
fe zum schrittweisen Abbau des Sozialschutzes, und das im Namen der Eigenver-
antwortung. Im Allgemeinen bewirken die Kirzungen bei den Versicherungen eine
Verlagerung der Kosten zur Sozialhilfe hin. Es braucht aber konkrete Antworten auf
die Herausforderungen, die sich mit der demografischen und gesellschaftlichen Ent-
wicklung stellen.

Das sind unsere Grundsatze

Die SP ist die Anwaéltin der sozialen Gerechtigkeit, sie hat zum Wohlergehen der
modernen Schweiz beigetragen. Die SP ist Garantin der sozialen Errungenschaften
und sichert die Bewahrung des sozialen Zusammenhalts. Soziale Gerechtigkeit be-
deutet, dass alle vom gemeinsam geschaffenen Wohlstand profitieren und niemand
von der gesellschaftlichen Teilhabe ausgeschlossen wird. Jede Situation von Armut,
Not oder Ausgrenzung ist das Ergebnis von Schwachen des Systems. Die soziale
Sicherheit soll diese Defizite verhindern. Deshalb verteidigt die SP das bestehende
Versicherungsprinzip gegen das archaische Flrsorgeprinzip, zu dem die burgerli-
che Rechte zurlickkehren méchte. Zudem setzt die SP auf eine Systemreform des
Sozialschutzes, um dessen Werkzeuge zu modernisieren, auf die neuen dkonomi-
schen und sozialen Risiken auszuweiten und damit besser auf die Bedurfnisse der
Bevdlkerung einzugehen. Ferner setzt sich die SP flir eine bessere Koordination und
Harmonisierung der Sozialsysteme ein.

Das hat die SP erreicht

Der Kampf fur eine Starkung der Altersvorsorge hat die letzten Jahre gepragt. Die
SP setzte sich mit Erfolg gegen massive Leistungskirzungen in der AHV und der
2. Saule ein. Umgekehrt war sie Antriebskraft fur den Kompromiss bei der Steuerre-
form, der die Finanzierung der 1. Saule in den n&chsten Jahren garantieren soll. Die
SP unterstltzte ein Projekt, das eine zusatzliche finanzielle Unterstitzung fur Eltern
mit schwer behinderten Kindern vorsieht. Im Rahmen der EL-Reform setzte sich die
SP mit aller Kraft dafur ein, dass die anrechenbaren Maximalbetrdge beim Mietzins
substanziell erhoht werden. Ebenso kénnen dank dem Einsatz der SP &ltere Arbeits-
lose ab 58 Jahren in Zukunft in ihrer Pensionskasse verbleiben, wenn sie von der
Arbeitslosenversicherung ausgesteuert werden.



Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Die AHV ist der Grundpfeiler unserer sozialen Sicherheit und eine unerlassliche
Einkommensquelle fur die Rentnerinnen und Rentner. Nun decken aber die von
der 1. Saule ausbezahlten Renten bei weitem nicht das in der Verfassung vorge-
sehene Existenzminium ab. Schlimmer noch, die wirtschaftliche Lage der Rent-
nerinnen und Rentner hat sich erheblich verschlechtert. Die SP wird ihren Kampf
fur eine substanzielle Erhéhung der AHV-Renten sowie flr eine finanzielle Konso-
lidierung der Alters- und Hinterbliebenenversicherung fortfGhren. Die langfristige
Finanzierung muss in erster Linie durch die Erhéhung des Bundesbeitrags und
der Lohnbeitrage garantiert werden.

In der 2.Séaule leiden die Frauen unter einer eklatanten sozialen Ungerechtig-
keit. Die Rentendifferenz zwischen Frauen und Mannern betragt fast 60 Prozent.
Schuld daran ist in erster Linie der schwierige Zugang fur Menschen mit tiefen
Einkommen. Die SP wird fUr eine bessere soziale Absicherung der Teilzeitarbeit
kampfen. Ebenso sind Betreuungs- und Erziehungsgutschriften auch in der
2.Saule zu prufen.

Die IV bertcksichtigt psychosoziale Risiken nur ungentgend. Die SP unterstuitzt
vollumfanglich die im Rahmen der IV-Reform vorgesehenen Massnahmen, mit
denen betroffene Personen wieder in den Arbeitsmarkt eingegliedert und insbe-
sondere Kinder und Jugendlichen besser unterstlitzt werden sollen.

Die Sozialhilfe wird von den Kantonen geregelt und finanziert. Sie ist wegen der
Abbaumassnahmen bei den Sozialversicherungen mit immer komplexeren Fal-
len konfrontiert. Um die Gleichbehandlung zu férdern und die Betreuung der be-
troffenen Personen zu verbessern, fordert die SP ein Rahmengesetz des Bundes
zur Sozialhilfe und eine Harmonisierung des Existenzminimums auf dem Niveau
der EL.

Die SP wird sich auch fur eine allgemeine Erwerbsausfallversicherung einsetzen.
Sie soll allen Personen, die wegen Krankheit, Mutterschaft, Invaliditat, Unfall,
Arbeitslosigkeit oder Militar- bzw. Zivildienst keine Erwerbstéatigkeit ausuben, fi-
nanziellen Schutz bieten.
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FUR EIN ERSCHWINGLICHES
GESUNDHEITSSYSTEM FUR ALLE

Ausgangslage

Das schweizerische Gesundheitssystem gehort zu den besten weltweit. Die Ge-
sundheitskosten steigen jedoch laufend. Hauptgrund dafur ist neben dem techno-
logischen Fortschritt und der demografischen Alterung eine Mengenausweitung,
ausgeldst durch die Jagd nach Profiten. So kommt die Finanzierung des Gesund-
heitswesens an ihre Grenzen. Die asozialen Kopfpramien der Krankenkassen wer-
den fur die Bevdlkerung zu einer untragbaren Belastung. Gleichzeitig beschneiden
die Kantone ihre Budgets bei den individuellen Pramienverbilligungen massiv, und
die Rechte will eine untragbare Rationierung der Leistungen durchsetzen, um die
Kostensteigerung zu bremsen.

Das sind unsere Grundsatze

Die SP kampft flr ein Gesundheitssystem als Teil des Service public. Deshalb ist
es zwingend ndtig, dass der Staat Uber gentigend Kompetenzen im Versorgungs-
management, bei der Dampfung der Kostenentwicklung und bei der Leistungsfinan-
zierung verfugt. Zudem setzt sich die SP daflr ein, dass fur die ganze Bevdlkerung
der Zugang zu medizinischer Pflege von einwandfreier Qualitat garantiert ist. Dieser
Zugang muss sowohl finanziell als auch vom Angebot her gewahrleistet sein. Die Ver-
sicherten sollten endlich gemass ihrer wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit zur Finan-
zierung des Gesundheitswesens beitragen, und nicht Gber unsoziale Kopfpramien.
Die gesamte Bevdlkerung soll von einer medizinischen Grundversorgung von hoher
Qualitat im ganzen Land profitieren. Schliesslich liegen der SP die Patientinnen und
Patienten besonders am Herzen. Deshalb setzt sich die SP flr eine Starkung ihrer
Kompetenzen und Rechte ein. Die Sicherheit und der Wille der Patientinnen und Pa-
tienten sollen im Zentrum der Uberlegungen zur Gesundheitspolitik stehen.

Das hat die SP erreicht

Das Krankenversicherungsgesetz ist das Ergebnis sozialdemokratischer Knochen-
arbeit. Seither hat die SP ihr ganzes Gewicht in die Waagschale geworfen, um subs-
tanzielle Verbesserungen zu erzielen. Dank dem Druck der SP konnte der Preis zahl-
reicher Medikamente so stark gesenkt werden, dass jedes Jahr mehrere Hundert
Millionen eingespart werden kdnnen. Mit der Annahme der Revision des Heilmittel-
gesetzes wird es mdglich sein, die Transparenz zu verstarken und die materiellen Vor-
teile fur die Leistungserbringer besser einzugrenzen. Danke einer parlamentarischen
Initiative der SP konnten die Pramien flr junge Erwachsene betrachtlich gesenkt wer-
den. Schliesslich stand die SP am Ursprung der Erarbeitung eines nationalen Krebs-
registers, das eine wirksamere Bekampfung dieser Krankheiten ermdéglichen soll.



Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Heute mussen Haushalte mit Kindern oftmals mehr als 20 Prozent ihres Ein-
kommens zur Bezahlung der Prémien aufwenden. Anfang 2019 hat die SP eine
eidgendssische Volksinitiative lanciert, mit der die Pramien auf 10 Prozent des
verflgbaren Einkommens der Haushalte begrenzt und die Bedingungen zur Ge-
wahrung von Unterstltzung harmonisiert werden sollen.

Die SP setzt sich flir eine dauerhafte Ldésung bei der Zulassung von Arzten ein.
Der Staat muss beim Versorgungsmanagement eine grossere Rolle spielen, Uber
die Vergabe der Praxisbewilligungen fiir Arzte und Arztinnen entscheiden und
ihre Anzahl aufgrund einer BedUrfnisanalyse begrenzen. Zulassungen sollen auf
Qualitatskriterien beruhen und unter den Kantonen koordiniert werden.

Der Medikamentenpreis soll dank der Einflhrung eines Referenzpreissystems
gesenkt werden. Der Zugang zu Medikamenten und innovativen Behandlungen
muss fUr alle garantiert sein. Die Verschwendung muss bek&dmpft und namentlich
der stickweise Verkauf von Tabletten eingeflhrt werden.

Das 2004 eingefuhrte TARMED-System ist anachronistisch und unterstitzt sinn-
lose Leistungserbringung. Es braucht eine nationale Organisation, welche die Ta-
rife kontinuierlich anpasst und Tarifmodelle entwickelt, die eine Koordination der
Behandlungen fordern und deren Qualitat verbessern.

Um die Patientenrechte zu stéarken, braucht es einen Fonds zur Entschadigung
von Patientinnen und Patienten, die wegen mangelnder Qualitat oder bei Kom-
plikationen nach einer Behandlung Schaden erleiden. Daflir braucht es Beitrage
des Staates, der Leistungserbringer und der Unternehmen im Gesundheitsbe-
reich.

Die SP fordert die Verabschiedung eines Aktionsplans fur Gesundheitspraven-
tion und -férderung mit dem Ziel, die Anzahl chronischer, nicht Gbertragbarer und
psychischer Krankheiten zu senken sowie die Suchtpravention zu starken, na-
mentlich durch die Regulierung des Marktes fur Cannabis.

Der ambulante Bereich soll gegentber dem stationdren privilegiert werden. Na-
mentlich muss eine bessere Koordination der Langzeitpflege gewahrleistet sein.
Der Bund soll zudem finanziell zu einer qualitativ hochstehenden Pflege zu Hause
beitragen.

.14 .



4
FUR CHANCENGLEICHHEIT IN DER BILDUNG
SOWIE AUS- UND WEITERBILDUNG IN ALLEN
LEBENSPHASEN

Ausgangslage

Gute Bildung ist die Voraussetzung fur ein selbstbestimmtes Leben. Unser Bildungs-
system zeichnet sich durch Qualitat und Durchléssigkeit aus. Die soziale Herkunft
bestimmt aber noch immer zu stark den Bildungsverlauf. Der Eintritt in den Kinder-
garten und der Ubertritt auf allen Stufen der Schule zementieren Ungleichheit. Kin-
der und Jugendliche mit besseren Lernvoraussetzungen profitieren von Vorschul-
und Lernangeboten sowie erganzenden Aktivitdten mehr als solche mit schlechteren
Startchancen. Mehr Bildungsmdglichkeiten haben bisher nicht ausreichend zum
Abbau von sozialer Ungleichheit gefuhrt. Dieser Befund gilt auch flr Erwachsene.
Weiterbildung und Nachqualifizierung sind nicht fur alle gleichermassen zuganglich.

Das sind unsere Grundsatze

Bildung ist ein Menschenrecht. Jedes Kind, jeder Jugendliche und jeder Erwachse-
ne soll von einem hochwertigen Angebot auf allen Stufen profitieren, basierend auf
den Fahigkeiten und unabhangig von Wohnort, Geschlecht, Nationalitédt und sozialer
Herkunft. Die Durchlassigkeit des Systems muss gestarkt werden. In der Bevolke-
rung besteht ein grosses Potential, um dem Fachkraftemangel entgegenzutreten.
Die Anforderungen der Arbeitswelt und die Bildungsangebote missen aber besser
aufeinander abgestimmt werden. Instrumente fUr die Nachholbildung Erwachsener
sind vorhanden, mussen aber fur alle zuganglich, mit familiaren und beruflichen Ver-
pflichtungen vereinbar und bezahlbar sein. Zentral sind Weiterbildungsmaoglichkei-
ten fUr alle in jeder Lebensphase, die auf erworbenen Fahigkeiten und Erfahrungen
beruhen. Gut ausgebildete Lehrpersonen und Bildungsfachleute, die unter motivie-
renden Arbeitsbedingungen ihre Aufgabe wahrnehmen, sind fur die Chancengleich-
heit zentral, Budgetkirzungen gefahrden sie.

Das hat die SP erreicht

Die Harmonisierung des Bildungswesens ist ein wichtiges, von der SP gepragtes
Projekt. HarmoS und die regionalen Lehrplane konnten in zahlreichen Volksabstim-
mungen auf kantonaler Ebene verteidigt werden. Die SP hat dazu beigetragen, dass
der Unterricht einer zweiten Landessprache in der Primarschule obligatorisch bleibt.
Die SP hat das Thema der frihen Forderung lanciert, die — im Gegensatz zu den
meisten anderen Landern - nicht ausreichend gepflegt wird. Frihe Férderung be-
deutet nicht Leseunterricht flr Dreijahrige, sondern die individuelle Férderung der
Entwicklung eines Kindes, seiner Gesundheit und seines Wohlergehens. Dank der
SP sind die Themen Weiterbildung und Chancengleichheit in der 6ffentlichen Debat-
te prasent. Mit dem Weiterbildungsgesetz wurde ein Etappenziel erreicht. Es ist aber
mit zu wenig Ressourcen und Inhalten ausgestattet.



Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Chancengleichheit fUr alle Kinder und Jugendlichen bei der frihen Forderung,
beim Kindergarteneintritt, bei der Integration, bei den Ubergdngen zwischen den
Bildungsstufen sowie bei der VerknUpfung von Elternhaus und Betreuung.

Die schulischen Rahmenbedingungen mussen auf Chancengleichheit ausge-
richtet sein. Dazu gehdren maximale Klassengrossen und der gezielte Einbezug
von Fachleuten. Ziel muss ein integratives Modell bis zum Ende der obligato-
rischen Schulzeit sein. Kostenlose Tagesschulen sollen zum Standard werden.
Es braucht qualitativ gute Betreuungsangebote fir alle Kinder und Jugendlichen
sowie begleitende Angebote bis zum Ende der obligatorischen Schulzeit. Die ElI-
ternbeitrage mussen finanziell tragbar sein.

Politische Bildung und Partizipation von Kindern und Jugendlichen sollen auf
allen Schulstufen altersgerecht vermittelt und aktiv gelebt werden.

Schulische Mobilitdt und Austausch im In- und Ausland sollen auf allen Schul-
stufen verstarkt geférdert werden mit dem Ziel, Verstandnis flr andere Kulturen
und Sprachen zu entwickeln.

Die berufliche Grundbildung muss ausreichend finanziert sein. Der Stellenwert
des dualen Bildungswegs soll breit anerkannt sein, und es braucht Angebote fur
schwachere Jugendliche.

Die Abschlussquote auf Sekundarstufe Il muss auf mindestens 95 Prozent erhoht
werden.

Far Erwachsene soll es bei der Berufsbildung flexibilisierte und modularisierte
Angebote geben. Die Grundkompetenzen missen gefordert werden.

Die berufliche Weiterbildung soll flexibilisiert werden, so dass sie die Vereinbar-
keit ermdglicht und den Lebensrealitdten entspricht, insbesondere auch bei der
Altersgruppe Uber 50. Erfahrungen und Kompetenzen sollen angerechnet wer-
den. Ziel ist, dass die Menschen unter guten Bedingungen im Arbeitsprozess
bleiben und mit den Herausforderungen der Digitalisierung konstruktiv umgehen
kénnen.

Die Arbeitsbedingungen fur alle Fachpersonen in der Bildung und der familien-
erganzenden Betreuung missen den Erwartungen an diese anspruchsvollen Ta-
tigkeiten gerecht werden.
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FUR EINE BREIT ZUGANGLICHE )
TERTIARBILDUNG UND HOHE QUALITAT
BEI LEHRE UND FORSCHUNG

Ausgangslage

Lehre, Forschung und Innovation sind &ffentliche Guter, die allen zustehen. Sie bilden
die Basis unseres Wohlstands. Sie zeichnen sich durch Exzellenz aus und sind inter-
national anerkannt. Unsere Universitaten, die beiden ETH und die Fachhochschulen
mit ihrem Praxisbezug vermitteln Wissen und Fahigkeiten auf héchstem Niveau. Das
setzt eine ausreichende Finanzierung aller Bildungsbereiche voraus. Der Zugang
zur Tertidrstufe ist immer noch zu stark von der Herkunft geprégt, was der Chan-
cengleichheit widerspricht. Fur gute Bildung und Forschung braucht es internatio-
nale Vernetzung und Zusammenarbeit. Die Assoziierung an Erasmus+ und Horizont
2020 wurde wegen der Masseneinwanderungsinitiative aber ausgesetzt bzw. stark
erschwert. Auch die zukunftige Assoziierung fur die Jahre 2021-2027 ist gefahrdet.

Das sind unsere Grundsatze

Universitaten und Fachhochschulen (Tertiar A) sowie Hohere Berufsbildung (Tertiar
B) sind zentrale und gleichwertige Bereiche unseres Bildungswesens. Die Qualitat
der Bildung muss in allen Bereichen auf hochstem Niveau gehalten werden. Das
setzt gentigend Mittel, grosse Sorgfalt bei der Auswahl der Dozierenden sowie gute
Vernetzung mit Gesellschaft und Wirtschaft ebenso wie auf internationaler Ebene
voraus. Herausforderungen wie Klimawandel, Globalisierung oder Digitalisierung be-
durfen disziplinentbergreifender, international vernetzter Forschung. Drittmittel spie-
len zunehmend eine wichtige Rolle fir Hochschulen. Private Finanzierung darf die
Freiheit von Lehre und Forschung aber nicht in Frage stellen. Das Stipendienwesen
muss im gesamten Tertidrbereich mit dem Ziel der Chancengleichheit materiell har-
monisiert werden. Die vollstandige Assoziierung an die Bildungs- und Forschungs-
programme der EU ist auch in Zukunft eine zentrale Voraussetzung fur einen starken
Bildungs- und Wissenschaftsstandort Schweiz.

Das hat die SP erreicht

Die von der SP initiierten Bildungsartikel in der Bundesverfassung schaffen einen
koordinierten, durchléssigen und einheitlichen Bildungsraum Schweiz. Darauf basie-
rend wurden HarmoS und die sprachregionalen Lehrplane geschaffen, in den Kan-
tonen verankert und in verschiedenen Abstimmungen demokratisch legitimiert. Bei
den Krediten fur Bildung, Forschung und Innovation hat sich die SP erfolgreich fur
eine ausreichende und alle Bereiche umfassende Finanzierung und gegen Kurzun-
gen in einzelnen Bereichen eingesetzt. Dank der Uberzeugungskraft der SP wurden
die Studiengebuhren an der ETH entgegen den urspriinglichen Planen nur moderat
erhoht. Die Finanzierung der hdheren Berufsbildung wird neu durch den Bund zur
Halfte mitfinanziert. Dabei pochte die SP auf eine sozialvertragliche Auszahlung der
Beitrage.



Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Der Kredit fur Bildung, Forschung und Innovation (BFI-Kredit) muss mit gentgend
Mitteln ausgestattet werden. Auf Budgetklrzungen ist ganzlich zu verzichten.

Es braucht mehr &ffentliche Investitionen in die éffentliche Forschung, insbeson-
dere auch in die Grundlagenforschung, die den aktuellen Herausforderungen
(Klimaerhitzung, Digitalisierung) gerecht wird. Die Forschungsqualitdt muss auch
im internationalen Vergleich hochsten Anspriichen gentgen.

Von Bundesseite mussen zusétzliche Mittel flr Stipendien in allen Bereichen vor-
gesehen werden. Die Studiengebuhren sollen nicht Uber die Teuerung hinaus
angehoben werden.

Forschungsergebnisse mussen in offentlich zuganglichen Publikationen verof-
fentlicht werden. Open Access muss fur alle Institutionen Standard sein.

Die akademischen Grundwerte wie die Unabhangigkeit von Lehre und Forschung
mussen gewahrt werden. Private Finanzierung darf nicht zu Einflussnahme fuh-
ren. Das setzt Transparenz und Autonomie voraus, insbesondere bei Personal-
entscheiden, Forschungsmethoden und Publikationsfreiheit.

Die héhere Berufsbildung stellt ein einzigartiges System der beruflichen Weiter-
qualifizierung dar und soll breit anerkannt werden. Es braucht Angebote, die auf
Flexibilitat und Modularitat ausgerichtet und bezahlbar sind, damit sie nebst be-
ruflichen und familiaren Verpflichtungen absolviert werden kénnen.

Es braucht eine Strategie zur Behebung des Fachkraftemangels. Bildungsanbie-
ter auf Stufe Tertiar A und B sollen ihre Angebote bei der Aus- und Weiterbildung
gezielt auch auf altere und erfahrene Berufsleute ausrichten.

Die vollstandige und vollwertige Assoziierung an die Bildungs- und Forschungs-
programme der EU — Erasmus+ und Horizont Europa — muss auch fur die Perio-
de 2021-2027 realisiert werden.

Die Frauenférderung muss auf allen Stufen und in allen Bereichen weitergefihrt
werden, insbesondere in Fachbereichen, wo der Frauenanteil statistisch gesehen
tief ist, sowie in den hoheren akademischen Bereichen.
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FUR EINEN ARBEITSMARKT IM INTERESSE
ALLER LOHNABHANGIGEN

Ausgangslage

Die Arbeitslosigkeit lag Anfang 2018 in der Schweiz mit rund 3 Prozent gleich hoch
wie 2006, nachdem sie in Folge der Finanzkrise zwischenzeitlich auf 3,7 Prozent an-
gestiegen war. Die Zahl der Ausgesteuerten hat in den letzten Jahren kontinuierlich
zugenommen. Zahlt man diese zu den als arbeitslos Gemeldeten, betragt die Er-
werbslosigkeit heute etwas mehr als 5 Prozent. Vor allem Menschen Uber 50 haben
es sichtlich schwerer, nach einer Entlassung einen neuen Job zu finden. Eine beson-
ders ausgepragte Zunahme ist bei der Quote der Unterbeschéftigten zu erkennen.
Zu beobachten ist auch ein Anstieg der Temporararbeit. Die Zahl der erwerbstatigen
Frauen ist zwar leicht gestiegen. Sie werden in der Arbeitswelt aber nach wie vor
diskriminiert. Sie werden im Schnitt schlechter bezahlt, arbeiten in Teilzeitpensen,
haben es schwieriger, beruflich Karriere zu machen, und leisten neben der bezahlten
Arbeit den viel grosseren Teil der unbezahlten Sorgearbeit.

Das sind unsere Grundsatze

Die Erwerbsarbeit ist fur die meisten erwachsenen Menschen sinnstiftend und ne-
ben der Familie nach wie vor der wichtigste Lebensinhalt. Existenzsichernde Ldéhne
sind das beste Mittel im Kampf gegen Armut und die entscheidende Voraussetzung
fur ein selbstbestimmtes Leben. Daraus ergibt sich das Grundrecht auf Arbeit, das
die SP verteidigt und einfordert. Weil der Erwerbsarbeit ein derart grosser Stellen-
wert zukommt und weil es die Lohnabhangigen sind, die den Mehrwert flirs Kapital
schaffen, braucht es substanzielle Mitbestimmungsrechte am Arbeitsplatz.

Fur die SP sind die Integration der Menschen in den Arbeitsmarkt, die Vereinbarkeit
von Beruf und Familie sowie die Chancengleichheit entscheidend flr die wirtschaft-
liche Zukunft unseres Landes. Wir wollen, dass das riesige Potenzial flr eine nach-
haltige Wirtschaft in unserem Land freigesetzt wird. Weil sich der technologische
Wandel durch Digitalisierung und Automatisierung beschleunigt, missen die Men-
schen die Fahigkeiten erlangen, diesen Wandel mitzugestalten und darin ihre Rolle
zu finden.

Das hat die SP erreicht

Bei der Bekampfung der Schwarzarbeit (Entsendegesetz) hat die SP hdhere Bussen
und einfachere Allgemeinverbindlichkeitserklarungen fur NAV durchgebracht. Die
SP setzte gemeinsam mit den Gewerkschaften durch, dass wirksame flankierende
Lohnschutzmassnahmen untrennbar mit dem Rahmenabkommen mit der EU ver-
knupft sind.



Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Die Moglichkeit zur Teilzeitarbeit fur Frauen und Manner muss auf allen Funk-
tionsstufen geférdert werden. Die Forderung von Teilzeitarbeit fur Manner ist
wichtig, um auch Vétern die Familienarbeit zu ermdglichen.

Die Chancen von alteren Arbeitnehmenden auf dem Arbeitsmarkt missen ver-
bessert und ihr Kindigungsschutz muss gestéarkt werden. Alle Erwerbstétigen
mussen das Recht auf sechs Wochen Ferien und eine bezahlte Weiterbildung
von jahrlich mindestens funf Tagen erhalten. Flr die immer teureren Weiterbil-
dungen braucht es Finanzierungshilfen, die gezielter wirken als Steuerabzlge
(beispielsweise Weiterbildungsgutscheine).

Teilzeitbeschaftige, Mehrfachbeschéftige und andere prekar Beschaftige mus-
sen durch Sozialversicherungen und Arbeitsschutz ebenso abgesichert werden
wie Vollzeitbeschaftigte.

Arbeitsverhéltnisse mit untypischen Arbeitszeiten mussen klaren Bedingungen
unterworfen sein und zusatzlich entschadigt werden. Arbeit auf Abruf ist als Ar-
beitsform abzulehnen. Bei Arbeitszeiten, die sich nach dem Arbeitsanfall richten,
muss eine Mindeststundenzahl definiert werden und eine regelméssige Lohn-
zahlung garantiert sein.

Das mittelfristige Ziel ist es, die Wochenarbeitszeit auf 35 Stunden zu senken. In
einem ersten Schritt soll dafir die wochentliche Hochstarbeitszeit auf 40 Stun-
den festgelegt werden. Dies ermdglicht eine gerechtere Verteilung der bezahlten
und unbezahlten Arbeit.

Wir wollen die gesetzlichen Licken bei der Erwerbsarbeit zu Hause schliessen.
Auch im Homeoffice braucht es klare Regeln bezlglich Haftungsfragen, Ergo-
nomie, Datenschutz sowie der Bereitstellung von Arbeitsmaterial.

Digitalisierung sowie Auftragsvergabe tber Clouds und Plattformen schafft neue,
oft entgrenzte und prekére Beschaftigungsverhaltnisse. Solche Plattformen mus-
sen deshalb verbindlich reguliert und eindeutig als Arbeitgeber behandelt wer-
den. Bei Crowdwork-Plattformen mussen sowohl die Betreiber als auch die Auf-
traggeber an der Finanzierung der Sozialabgaben beteiligt werden. Zusatzlich
braucht es eine starkere staatliche Aufsicht sowie verbesserte Moglichkeiten flr
die Gewerkschaften, gegen Missbrauche rechtlich vorzugehen.

Der Anteil von Frauen in FUhrungspositionen muss gezielt erhéht werden.
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FUR FAIRE LOHNE FUR ALLE

Ausgangslage

Auch in der Schweiz geht die Lohn- und Vermogensschere auf, wenn auch nicht
so stark wie in vielen anderen Landern. Wobei auch in der Schweiz die Vermdgen
viel starker konzentriert sind als die Einkommen. Mehr Lohn erhielten in den letzten
zehn Jahren vor allem die Spitzenverdienenden. Gesamtarbeitsvertrage, flankieren-
de Massnahmen und gute Ausbildung konnten zwar ein Absinken der tiefen und
mittleren Lohne verhindern, doch stagnierte die Kaufkraft bei den meisten oder ging
sogar zurlck, weil die Lohngewinne durch gestiegene Ausgaben aufgefressen wur-
den. Gerade die Krankenkassenpramien und die Mietpreise steigen weit schneller
als die Lohne. Zur Ungleichheit tragt auch die ausgepragte Spaltung des Arbeits-
marktes in Manner- und Frauenberufe bei.

Das sind unsere Grundsatze

Die verfugbaren Einkommen der privaten Haushalte mussen erhéht werden. Das
starkt auch die Binnennachfrage. Der Produktionsfaktor Arbeit muss gerechter ent-
lohnt werden. Es kann nicht sein, dass Arbeitnehmende insbesondere im Gastge-
werbe, in der Landwirtschaft oder in der Reinigungsbranche trotz hundertprozen-
tigem Arbeitseinsatz ihre Existenz nicht finanzieren kénnen. Fir den Lohnschutz
unabdingbar sind die flankierenden Massnahmen. Diese mussen griffig sein, damit
Schweizer Lohne nicht unterboten und Arbeitszeiten nicht ausgedehnt werden. Be-
sonders anféllig fur Lohndumping sind die Grenzregionen. Gerade dort mussen die
Kontrollen ausgebaut und die Sanktionen gegen fehlbare Unternehmen verscharft
werden. Der Arbeitslosenvorrang ist konsequent umzusetzen.

Das hat die SP erreicht
Im Gleichstellungsgesetz ist es dank der SP gelungen, dass zumindest Unterneh-
men ab 100 Vollzeitstellen zu Lohnanalysen verpflichtet werden.

Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

e Die Lohne der Frauen mussen mit gesetzlichen Massnahmen auf das Niveau der
Mannerldhne angehoben werden.

e Massnamen zur Bekampfung von Lohndiskriminierungen aufgrund von Her-
kunft, Nationalitat, Geschlecht und sexueller Orientierung werden eingefordert
und unterstutzt.

e Substanzielle Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmenden in den Unternehmen
sollen einen wichtigen Beitrag zu mehr Lohngerechtigkeit leisten. Gerechte For-
men der Beteiligung der Lohnabhéngigen an der Wertschdpfung missen aus-
gebaut werden.



Gesamtarbeitsvertrage sind das Ruckgrat guter Schweizer Lohne und guter
Schweizer Arbeitsbedingungen. Ihre Allgemeinverbindlichkeitserklarung muss
erleichtert und ihre Durchsetzung durch vermehrte Kontrollen gewahrleistet
werden. Die Bussen mussen den durch Lohndumping erzielten Gewinn deut-
lich Ubersteigen. Die Hauptunternehmen missen auch fir die Verfehlungen ihrer
Subunternehmen geradestehen (Solidarhaftung). Besonders wichtig ist der ver-
starkte Lohnschutz in den Grenzregionen.

In Branchen und Regionen ohne Gesamtarbeitsvertrage missen die Kantone
ihre Verantwortung wahrnehmen und Mindestléhne festsetzen, falls es wieder-
holt zu Dumping kommt. Verbande mussen die Mdglichkeit fur Lohn-Sammel-
klagen haben. Zudem braucht es einen nationalen Mindestlohn von 22 Franken
pro Stunde.

Die Frauen mussen besser in den Arbeitsmarkt integriert werden. Der Wiederein-
stieg muss erleichtert werden. In typischen Dienstleistungsberufen mit hohem
Frauenanteil (Pflege, Betreuung, Erziehung, Verkauf) braucht es flachendecken-
de GAV.

Die Schweiz muss ihre Fachkrafte selber ausbilden, statt sie im Ausland abzuwer-
ben. Es braucht eine umfassende Ausbildungsoffensive: Insbesondere die Arbeit
im Gesundheitswesen und die technischen und naturwissenschaftlichen Berufe
mussen attraktiver werden. Daflr miUssen genidgend Ausbildungsplatze zur Ver-
fugung gestellt und insbesondere Frauen spezifisch gefordert werden.

Die Unternehmen missen zum Gesundheitsschutz und zur Pravention - sowohl
in somatischen wie auch psychischen Belangen - verpflichtet werden.

.24 .
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FUR ERSCHWINGLICHEN WOHNRAUM FUR ALLE

Ausgangslage

Wohnen ist kein gewohnliches Konsumgut. Jeder und jede muss wohnen. Boden
wiederum ist ein besonderes Wirtschaftsgut, weil es nur begrenzt zur Verfugung
steht und sich nicht vermehren lasst. Profitorientierte Immobilienbesitzer/innen und
Immobilienfirmen machen sich eine steigende Nachfrage zunutze und verlangen auf
Kosten der Mieter/innen Uberrissene Mieten. Auch viele KMU leiden unter den stei-
genden Bodenpreisen. Der Markt versagt hier: Er kann Angebot und Nachfrage nicht
in Einklang bringen. Der Staat muss deshalb eine aktive Rolle spielen, indem Bund,
Kantone und Gemeinden den &ffentlichen Erwerb von Liegenschaften férdern und
den Besitz an ¢ffentlichen Liegenschaften schiitzen. Offentlicher Grund und Boden
soll grundsatzlich nicht an Private verdussert, sondern flir angemessenen Wohnraum
zu erschwinglichen Preisen sowie KMU im Baurecht zur Verfligung gestellt werden.

Das sind unsere Grundsatze

Die SP setzt sich daflr ein, dass genligend bezahlbare Wohnungen und Gewer-
beraume zur Verfugung stehen. Der standigen Preissteigerung des Bodens muss
die offentliche Hand entgegen treten. Instrumente dazu sind eine aktive Politik der
Stadte und Gemeinden durch den vorsorglichen Kauf von Land sowie eine gezielte
Bauzonenpolitik. Die SP setzt sich dafur ein, dass die Belastung der Haushaltbud-
gets durch die Mieten endlich gesenkt wird. Deshalb fordert die SP eine deutliche
Ausweitung des Angebots an gemeinnuitzigen Wohnungen, die der Kostenmiete ver-
pflichtet sind und freiwillig auf eine Rendite verzichten. Das fuhrt zu 20-30 Prozent
tieferen Mieten und erschwinglichem Wohneigentum durch Genossenschaftsantei-
le. Die SP wird sich weiterhin flr eine Einhaltung der «Kostenmiete Plus» einsetzen,
um die krasse Auseinanderentwicklung des Mietpreisindexes gemass Referenzzins-
satz und des Mietpreisindexes zu korrigieren. Gleichzeitig setzt sich die SP fur einen
starken Kindigungsschutz ein.

Das hat die SP erreicht

Dank der SP und dem politischen Druck der Initiative fir «Mehr bezahlbare Woh-
nungen» konnte der Fonds de Roulement um 250 Millionen Franken aufgestockt
werden. Aus diesem Fonds werden gemeinnutzigen Bautragern zinsgtnstige, rick-
zahlbare Darlehen gewahrt.

Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

* Bund, Kantone und Gemeinden betreiben eine aktive Bodenpolitik. Sie férdern
den Erwerb von Boden und Liegenschaften durch die dffentliche Hand.

* Steigerung des Anteils gemeinnutziger Wohnungen am Gesamtbestand (heute
im Durchschnitt 5 Prozent). Boden im Besitz von Bund, Kantonen und Gemein-



den soll ausschliesslich im Baurecht an gemeinnutzige Wohnbautrager (Genos-
senschaften und gemeinnutzigen Stiftungen) abgegeben werden.

Die offentliche Hand verflgt Uber ein Vorkaufsrecht fur Land und Immobilien: Der
Bund sowie staatliche Betriebe wie SBB und Post mUssen bei Verkaufsabsichten
ihr Land und die Immobilien zuerst den Kantonen und dann den Standortgemein-
den zum Kauf anbieten.

Die Zonenplanung muss fur die Ausscheidung von Zonen flUr gemeinnUtzige
Wohnbauten und gunstige Raume fur das Kleingewerbe sorgen.

Es braucht eine konsequente Mehrwertabschdpfung in den Kantonen bei Ein-
und Aufzonungen gemass revidiertem Raumplanungsgesetz. Die Einnahmen
sind gezielt fur die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum zu verwenden.

Der Zugriff auslandischer Geldgeber, Konzerne oder Fonds auf Schweizer Immo-
bilien muss eingeschrankt werden, um die Uberhitzung des Immobilienmarktes
zu verhindern.

Pensionskassen mussen verpflichtet werden, in ihren Anlagestrategien einen An-
teil des Kapitals in den Bau kostengunstiger Wohnungen zu investieren.

Auf dem Wohnungsmarkt sind die Machtverhaltnisse sehr ungleich. Die SP for-
dert deshalb ein stark ausgebautes Mietrecht mit wirksamen Kontrollen fUr einen
tatsachlichen Schutz vor unbegriindeten Kindigungen sowie Transparenzpflicht
beim Anfangsmietzins.
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FUR MEHR KAUFKRAFT UND MEHR RECHTE
FUR KONSUMENTINNEN UND KONSUMENTEN

Ausgangslage

60 Prozent der Schweizer Wirtschaftsleistung wird durch die Binnennachfrage ge-
neriert. Durch Uberteuerte Mieten und die Kopfpramien der Krankenkassen wird ins-
besondere bei den geringen und mittleren Einkommmen die Kaufkraft geschmaélert.
Zudem kommen die Schweizer Unternehmen unter Lohndruck. Deshalb soll die Poli-
tik dafur sorgen, dass die Kosten namentlich flir Mieten, aber auch flr Krankenkas-
senprémien und Gebiihren fir alle bezahlbar sind. Uber ein wirksames Kartellgesetz
und die Zulassung von Parallelimporten muss die Hochpreisinsel Schweiz bek&dmpft
werden. Die Immobilien- und Bodenspekulation muss eingedammt, der nicht profit-
orientierte Wohnungsbau gestarkt werden.

Das sind unsere Grundsatze

Die SP setzt sich fUr einen funktionierenden Wettbewerb ein. Der «Preiszuschlag
Schweiz», d.h. die Kaufkraftabschopfung durch Uberteuerte Importprodukte, ist zu
bek&dmpfen. Gunstige Parallelimporte von patentgeschutzten Gitern missen zu ei-
ner Senkung der Preise im Inland fuhren. Die marktbeherrschenden Grossverteiler
mussen ihre Margen senken. Neu ist auch das Konzept der relativen Marktmacht ins
Kartellrecht aufzunehmen.

Die SP fordert, dass die Konsumentenschutzbestimmungen an jene der EU ange-
glichen werden. Dazu braucht es ein umfassendes Konsumentenschutzrecht und
den Schutz vor missbrauchlichen allgemeinen Geschéftsbedingungen zu Lasten
der Endverbraucher. Die Kaufkraft der Konsumentinnen und Konsumenten muss
gestarkt werden.

Das hat die SP erreicht

Die SP hat mit mehreren Initiativen zentrale Kaufkraftthemen auf die politische Agen-
da gehoben, so mit der Initiative fir «Mehr bezahlbare Wohnungen» und im Gesund-
heitsbereich mit der Pramienentlastungsinitiative. Diese fordert, dass die Kranken-
kassenkosten die verfigbaren Haushaltseinkommen nicht um mehr als 10 Prozent
belasten. Mit einer Parlamentarischen Initiative erreichte die SP, dass die Garantie-
frist bei Konsumgutern auf zwei Jahre verdoppelt wurde.

Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

* Die Pramien der Krankenversicherung mussen auf 10 Prozent des verfugbaren
Haushaltseinkommens begrenzt werden. Die Selbstbehalte und Grundfran-
chisen durfen nicht erhdht werden.

* In der Schweiz sind die Mieten um 40 Prozent zu hoch. Die Mieten mussen auf
das Niveau der Kostenmiete reduziert werden. Neben der Férderung des ge-
meinnutzigen Wohnens soll sichergestellt werden, dass die Hypothekarzins-



senkungen an die Mietenden weitergegeben und die Anfangsmieten nicht Uber-
hoht angesetzt werden.

Wir fordern den Abbau von technischen und privaten Handelshemmnissen, die
den Import gunstiger Produkte aus dem EU-Raum verhindern. Glnstige Paral-
lelimporte fordern wir zudem bei patentgeschutzten Gutern. Insbesondere die
Preise von Generika missen massiv gesenkt werden.

Die Gesetze zum Konsument/innenschutz mussen verbessert und mindestens
auf EU-Niveau gebracht werden. Beispiele hierflr sind das Widerrufsrecht im On-
line-Handel oder die Garantiefristen fur Gebrauchsgtiter.

Bei der Revision des Versicherungsvertragsgesetzes mussen die Rechte der
Konsument/innen verbessert werden.

Es braucht einen neuen Anlauf zu einer Revision des Kartellgesetzes, damit
Preisabsprachen sowie die gezielte Kaufkraftabschodpfung durch Uberteuerte Im-
portprodukte und damit zu hohe Preise effizient bekdmpft werden kdnnen.



10
FUR EINE GERECHTE FINANZPOLITIK

Ausgangslage

Die Finanzpolitik folgt jedes Jahr demselben Muster: Einnahmen werden unter-
schatzt, die Ausgaben gekurzt — und am Ende folgt ein Milliardentberschuss, der
ausschliesslich in den Schuldenabbau fliesst. Zudem werden mit Steuersenkungen
Mindereinnahmen bewusst in Kauf genommen, auf die dann Abbauprogramme
folgen. So auch in Zukunft: Mit der aktuell guten Finanzlage des Bundes werden
geplante Steuergeschenke gerechtfertigt, wie die Abschaffung der Stempelabgabe
oder der «Heiratsstrafe». Gleichzeitig wird der Druck auf die Ausgaben hochgehal-
ten. In weniger rosigen Zeiten drohen neue Abbauprogramme. Jegliche Anpassun-
gen der Schuldenbremse stossen auf erbitterten Widerstand von rechts.

Das sind unsere Grundsatze

Die Politik der leeren Kassen ist umso stossender, als die Schweiz im internationalen
Vergleich solide Finanzen und eine dusserst tiefe Staatsverschuldung aufweist. Die
Kehrseite dieser «Medaille» sind fehlende Investitionen und Leistungsabbau.

Die SP hingegen will einen starken Staat, der im Interesse der kommenden Gene-
rationen Investitionen tatigt. Diese sollen die soziale Sicherheit und Gesundheitsver-
sorgung garantieren, den 6kologischen Umbau der Wirtschaft und der Mobilitat aktiv
unterstutzen, die Kaufkraft stérken, die Bildung und Forschung fordern, die Armut
im Inland und Ausland bekampfen und eliminieren sowie die Gleichstellung voran-
bringen.

Die SP bekennt sich zu einem langfristig ausgeglichenen Staatshaushalt. Eine klu-
ge Finanzpolitik starkt bei schwacher Nachfrage die Kaufkraft und aufnet in einer
Boomphase Reserven fUr die Zukunft. Abbauprogramme sind haufig finanzpolitisch
unnotig, konomisch unklug und geféahrden die Binnennachfrage. Die restriktive Um-
setzung der Schuldenbremse fuhrt in ihrer aktuellen Form zu Uberméssigen und un-
verhaltnismassigen Ausgabenklrzungen und muss deshalb korrigiert werden.
Zudem soll der Finanzausgleich so ausgestaltet werden, dass er den interkantonalen
Steuerwettbewerb eindammt und der zunehmenden Ungleichheit entgegenwirkt.

Das hat die SP erreicht

Das Stabilisierungsprogramm 2017-2019 konnte zwar nicht verhindert werden,
jedoch konnten gewisse weitreichende Verschlechterungen korrigiert werden. Na-
mentlich wurde der Vorschlag des Bundesrats, die Pramienverbilligung zu kurzen,
abgelehnt. Ebenso konnten Kirzungsbegehren im Bereich der Bildung und For-
schung zurtickgewiesen bzw. eine Ruckfuhrung auf das Niveau der BFI-Botschaft
erreicht werden. Im Rahmen der Steuervorlage 17 (STAF) ist es der SP gelungen,
einen Artikel einzubringen, der die Stadte und Gemeinden am Bundesbeitrag fair
beteiligt und damit Steuerausfélle kompensiert.



Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Die Schuldenbremse muss korrigiert werden, damit dieses enge Ausgabenkor-
sett nicht den nétigen Infrastrukturausbau und wichtige Investitionen verhindert.
Investitionen mussen bei der Berechnung des Ausgabenspielraums ausgeklam-
mert werden.

Ein Teil des jahrlichen Uberschusses soll in die Finanzierung der Altersvorsorge
fliessen.

Reine Abbauprogramme, Angriffe auf gebundene Ausgaben und Aufgabenver-
zichtsplanungen werden bekampft.

Einnahmen sollen gesichert werden. Vorlagen, deren Ziel es ist, die Einnahmen
zu senken, werden bekampft.

Der exzessive Steuerwettbewerb zwischen den Kantonen muss eingeschrankt
werden. Die SP fordert deshalb klare Regeln im Rahmen des Finanzausgleichs
(NFA), insbesondere gegen eine mdgliche missbrauchliche Verwendung von
NFA-Geldern fur weitere Steuersenkungen. Zudem mussen die Folgen der Steu-
ervorlage 17 auf den Finanzausgleich genau analysiert werden. Nur so kénnen
ndtige Anpassungen rechtzeitig vorgenommen werden.



1
FUR EINE GERECHTE STEUERPOLITIK
OHNE SCHLUPFLOCHER

Ausgangslage

Tiefe Steuer- und Sozialabgaben flihren entgegen dem neoliberalen Credo nicht zu
hoéherem Wirtschaftswachstum. Entscheidend ist vielmehr die sinnvolle Verwendung
der Steuereinnahmen beispielsweise fur Investitionen in den 6kologischen Umbau,
in Infrastruktur, Bildung und den Service Public. Ein gerechtes und einfaches Steu-
ersystem ist zudem Voraussetzung fur das Vertrauen der Burgerinnen und Bulrger
in den Staat. Um zukunftsfahige Infrastruktur aufzubauen, braucht die 6ffentliche
Hand zusétzliche Einnahmen. Wenn die Menschen mit grossem Vermogen heute
immer reicher werden, die grosse Mehrheit hingegen wirtschaftlich kaum vom Fleck
kommt, hat das viel mit Fehlentwicklungen im Steuersystem zu tun. Die blrgerliche
Mehrheit in diesem Land hat die Steuern vor allem flir Unternehmen und Kapitaleig-
ner gesenkt. In der Schweiz markieren die Unternehmenssteuerreform | (1998) sowie
die Unternehmenssteuerreform Il (2006) mit der Teilbesteuerung der Dividenden und
mit dem Kapitaleinlageprinzip die wesentlichen Schritte in diese Richtung. Die Satze
zur Besteuerung des Kapitals wurden in den Kantonen, beim Bund und weltweit ge-
senkt. Hier braucht es eine Korrektur.

Das sind unsere Grundsatze

Die SP will ein gerechtes Steuersystem, das der wachsenden Schere zwischen
Arm und Reich entgegenwirkt. Dort, wo sich das Vermdgen ansammelt, ohne dass
Arbeitsleistungen erbracht werden - also bei Erbschaften, bei Kapital-, Zins-, und
Grundstucksgewinnen sowie bei Finanztransaktionen - soll die Besteuerung ver-
starkt werden. Mit den zusétzlichen Einnahmen sollen unter anderem Einkommens-
und Mehrwertsteuern sowie unvermeidbare GebUhren gesenkt werden. Steuer-
schlupflécher wie die Pauschalbesteuerung sind abzuschaffen und Steuerabzlige
generell zu minimieren. Die kantonalen Unterschiede in der Steuerbelastung sind
mittlerweile so hoch, dass die interkantonale Solidaritadt und damit der nationale Zu-
sammenhalt gefahrdet sind: Der Steuerwettbewerb kennt nur Verlierer und Verliere-
rinnen.

Das hat die SP erreicht

Dank der SP hat das die Unternehmenssteuerreform lll (USR Ill) abgelehnt, und zwar
klar mit 59,1 Prozent der Stimmen. Die USR Il hatte die Steuersenkungsspirale der
vorhergehenden Steuerreformen weiterflhren sollen. Mit dem Referendumssieg
konnte die SP eine Vorlage im Parlament durchsetzen, die erstmals auf Bundesebene
zu einer hoheren Besteuerung von internationalen Konzernen (bisher Statusgesell-
schaften) fihren, das Kapitaleinlageprinzip korrigieren und die Dividendenbesteue-
rung anheben soll. Zudem wurde als soziale Kompensation fUr die Steuervorlage
eine Zusatzfinanzierung flr die AHV von Uber 2 Milliarden Franken jahrlich erstritten.



Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Eine international koordinierte Finanztransaktionssteuer. Sie soll dazu beitragen,
die Investitionen in den Bereichen Forschung und Bildung sowie fUr die Energie-
wende zu finanzieren. Zudem ist sie ein Instrument zur Eindammung unproduk-
tiver Spekulationsgeschéfte.

Die Einflhrung einer nationalen Erbschaftssteuer und die Erhdhung der Steuern
auf sehr grossen Vermogen. Die so erzielten Einnahmen sollen zur Erhéhung der
AHV-Renten genutzt werden (Finanzierung der AHV: Erh6hung des Bundesan-
teils geméss Bundesverfassung Art. 112 Abs. 4).

Die EinfUhrung einer progressiven Kapitalgewinnsteuer als Korrektur der Besteu-
erungslicke von Kursgewinnen, Wertpapieren und Sachwerten. Kapitaleinkom-
men sollen starker besteuert werden als Arbeitseinkommen.

Schweizweite Harmonisierung der Unternehmenssteuersétze.

Die Schweizer Entwicklungszusammenarbeit soll in ihren Partnerstaaten zum
Aufbau leistungsfahiger und transparenter Steuersysteme beitragen, die wirksam
gegen Steuervermeidung vorgehen. Besonders dringend ist der Aufbau wirksa-
mer Strategien gegen die Steuervermeidung im Rohstoffhandel.

Wer in Tiefsteuerlandern und Offshore-Platzen Konten und Briefkastenfirmen
unterhalt, muss diese registrieren lassen und die wirtschaftlich Berechtigten of-
fenlegen. Alle Finanzflisse mit Offshore-Gesellschaften sollen einer Sicherungs-
steuer unterstellt werden, die erst bei Schaffung voller Steuertransparenz zurtick-
gefordert werden kann.

Die Schweiz muss frihzeitig auf nationaler und internationaler Ebene wirksame
Vorkehrungen treffen, damit Kryptowahrungen nicht fir Steuervermeidung, Geld-
wascherei und andere unrechtmassige Finanzfllisse missbraucht werden.

Die zukunftigen Folgen der Digitalisierung fur das Steueraufkommen sollen pro-
spektiv untersucht werden und unterschiedliche Ldsungskonzepte erarbeitet
werden.

Die digitalen Giganten (Google, Amazon, Facebook, Alphabet usw.) sind am Ort
der Wertschdpfung zu besteuern, namentlich auch in jenen Staaten, in denen
sie keine Niederlassung haben, aber dennoch hohe Ertrage erwirtschaften («GA-
FA-Steuer»).

Es braucht mehr Kontrollen und Instrumente, um Steuerhinterziehung zu ahn-
den. Zudem soll eine griffige Aufsicht verhindern, dass Kantone entgegen dem
Steuerharmonisierungsgesetz Steuerbefreiungen und Steuererleichterungen er-
moglichen.
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FUR EINEN SAUBEREN FINANZPLATZ IM DIENST
DER GESAMTWIRTSCHAFT

Ausgangslage

Stabile Finanzinstitute sind ein wichtiger Teil der Wirtschaft. Sie sorgen fur einen Teil
des Zahlungsverkehrs und stellen die nétigen Mittel zur Verflgung, damit Wirtschaft
und Unternehmen sich entwickeln kdnnen. Heute ist das zu wenig der Fall. Viele
Kredite fliessen in wenig nachhaltige Investitionen. Es werden zahlreiche Spekula-
tionsgeschéfte betrieben, die wenig mit der Realwirtschaft zu tun haben. Das alles
birgt ein erhebliches Risiko fur die wirtschaftliche Stabilitat unseres Landes. Des-
halb braucht es weitere Korrekturen. Wichtig ist, dass die grossen Schweizer Banken
Uber gentigend Eigenmittel verfigen, um eine Finanzkrise ohne staatliche Hilfe be-
waltigen zu kdnnen.

Das sind unsere Grundsatze

In der Schweiz besteht noch immer die unfreiwillige faktische Staatsgarantie fur
Grossbanken («Too big to fail»). Das fuhrt zu falschen Anreizen. Die Kosten tragt die
Gesellschaft. Das wirksamste Mittel dagegen sind massiv mehr Eigenmittel. Die
Weissgeld-Strategie fUr den ganzen Finanzplatz hat sich bewahrt und muss fortge-
fuhrt werden. Unlautere und unrechtmassige Finanzflisse («illicite financial flows»)
sind in all ihren Facetten (Geldwéascherei, Annahme von Korruptionsgeldern, Steuer-
vermeidung) wirksam zu bekédmpfen. Alle Banken und anderen Finanzintermediére
in der Schweiz mussen auf die Vermodgensverwaltung mit unversteuerten Geldern
(unabhéngig vom Herkunftsland) verzichten. Die Schweiz muss den automatischen
Informationsaustausch (AIA) im Rahmen der OECD weiter entwickeln. Hoffnungs-
lose und fur die Volkswirtschaft kostspielige Ruckzugsgefechte fur ein langst Uber-
holtes Steuerhinterziehergeheimnis im Inland kénnen wir uns nicht leisten.

Das hat die SP erreicht

Auf internationaler Ebene wurde mit einer geschickten Strategie der SP (keine Ab-
geltungssteuer, dafur der automatische Informationsaustausch (AlA)) die geforderte
Weissgeldstrategie mit einer Vielzahl von AIA-Abkommen umgesetzt. Im Inland gelang
es zwar, die Matter-Initiative zur Rettung des Bankgeheimnisses im Inland abzuwen-
den, allerdings zum Preis einer Kommissionsmotion, deren Zielsetzung und Auswir-
kungen die SP weiter bek&mpfen wird. Damit eine allfallige Sanierung und Liquidation
nicht zulasten des Steuerzahlers geht, wurden mit den neuen Gone-Concern-Bestim-
mungen die Eigenkapitalvorschriften flr systemrelevante Banken noch einmal erhéht.

Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

e Das Systemrisiko der Grossbanken muss mit verschérften Eigenmittelvorgaben
weiter gesenkt werden. Die SP fordert bei der Eigenkapitalguote ein hartes Kern-
kapital von mindestens 10 Prozent.



Die Finanzmarktaufsicht muss mit gentigend personellen Ressourcen und un-
abhangigen Experten und Expertinnen verstarkt werden, um die Finanzinstitute
besser zu kontrollieren.

Das grosse Vermdgen der institutionellen Anleger (Pensionskassen, AHV, SUVA
und SNB) soll nachhaltig angelegt werden. Ethisch verwerfliche und umweltzer-
stérende Investitionen wie die Forderung von fossilen Brennstoffen sollen aus-
geschlossen werden.

Wahrungsstabilitdt und Vollbeschéaftigung mussen endlich zu gleichberechtigen
Zielen der Schweizer Geldpolitik werden. Die Nationalbank soll sich auf das Pari-
ser Klimaziel verpflichten.

Ein angemessener Teil der Gewinne der SNB aus ihren Devisenreserven soll dem
Vorsorgesystem zugutekommen. Dazu soll die Schaffung eines Staatsfonds ins
Auge gefasst werden.

Der Automatische Informationsaustausch (AlA) soll auch im Inland eingeflhrt
werden. Die Banken sollen nicht nur ins Ausland, sondern auch den Schweizer
Steuerbehdrden den Kontostand und Kontoertrag ihrer Kunden und Kundinnen
melden mussen.

Zur Belebung des Wettbewerbs im Interesse der Haushalte und der KMU ist die
Schaffung einer nationalen Postbank mittels Ausbau von Postfinance erforder-
lich. Die Postbank kann auch Kredite vergeben und muss als Tochtergesellschaft
der Post vollstandig im Besitz des Bundes sein.

Auf internationaler oder zumindest européaischer Ebene muss die Einfuhrung
einer Finanztransaktionssteuer vorangetrieben werden. Daflir muss sich die
Schweiz als wichtiger Finanzplatz in den internationalen Gremien einsetzen.

Wir fordern Transparenzvorschriften im Rechnungslegungsrecht fur multina-
tionale Unternehmen, damit die Verschiebung der Gewinne in Steuertieflander
unterbunden und Korruption wirksam bekampft werden kann («country by coun-
try reporting»). Wir unterstutzen eine landerweise Besteuerung nach erbrachter
Wertschopfung, wie dies die OECD mit dem Projekt BEPS vorsieht.

.34 .
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FUR EINEN FLACHENDECKENDEN UND
QUALITATIV HOCHSTEHENDEN SERVICE PUBLIC

Ausgangslage

Ein starker Service public ist aus gesellschaftlichen wie auch aus wirtschaftlichen
Grinden von grosser Bedeutung. In landlichen Regionen ebenso wie in urbanen
Raumen ist ein zuverlassiger Service public mit guten, langfristig gesicherten An-
geboten Voraussetzung flr die Aufrechterhaltung von dezentralen Arbeitsplatzen,
gerade auch fur KMU. Qualitat und Verflugbarkeit der Angebote und Infrastrukturen
beruhen darauf, dass die Service-public-Anbieter ganz oder mehrheitlich in offentli-
cher Hand sind. Vergehen wie bei Postauto AG sowie der Leistungsabbau bei Post
oder Bahn machen deutlich, wie wichtig politische Vorgaben, Transparenz sowie
eine demokratisch legitimierte Aufsicht sind.

Das sind unsere Grundsatze

Die SP steht fur eine gute Versorgung in allen Regionen des Landes, auch dort, wo
es sich rein betriebswirtschaftlich vielleicht nicht lohnt. Zum Service public gehdren
neben Verkehr, Post und Telekommunikation auch Bereiche wie Bildung, Medien
oder Gesundheitsversorgung. Service public bedeutet den flachendeckenden, kon-
tinuierlichen und einfachen Zugang zu einem qualitativ guten Angebot. Die Preise
mussen erschwinglich und innerhalb eines Sektors gleich sein. Zum Service public
gehdren faire Arbeitsbedingungen fur die vielen Tausend Menschen, die in diesen
Unternehmungen taglich anspruchsvolle und flr die Schweiz zentrale Leistungen
erbringen. Lohn- und Sozialdumping sind auch in ausgelagerten Unternehmensein-
heiten auszuschliessen. Service public bedeutet auch schonenden Umgang mit na-
turlichen Ressourcen. Die Unternehmen des Service public mUssen weiterhin (mehr-
heitlich) in 6ffentlicher Hand bleiben (Post und SBB zu 100 Prozent, Swisscom zu
51 Prozent). Liberalisierungen und Privatisierungen bek&mpfen wir entschieden.

Das hat die SP erreicht

Die SP hat bei der politischen Diskussion rund um Dienstleistungen und Infrastruktu-
ren des Service public einen wesentlichen Beitrag zum Erhalt und zur Starkung des
Angebots geleistet, beispielsweise was das Poststellennetz oder die Bahnschalter
angeht. Sie hat die ausreichende Finanzierung der Netze und Infrastrukturen ermég-
licht und fur verlassliche Rahmenbedingungen gesorgt, namentlich was die Finan-
zierung eines flachendeckenden Glasfaserangebots angeht. Gemeinsam mit den
Sozialpartnern hat sich die SP fur faire Arbeitsbedingungen stark gemacht, beispiels-
weise, was die Ruhezeiten angeht. Bei der Frage der Governance hat die SP einen
Beitrag fUr mehr Transparenz und politische Mitsprache geleistet. Auf Druck der SP
sollen die hohen Léhne und Bezlige beim Management der Service-public-Unter-
nehmen reduziert werden.



Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Die strategischen Ziele der Unternehmen des Bundes bzw. der bundesnahen
Unternehmen missen eine flachendeckende, gute Grundversorgung zu ange-
messenen Preisen sicherstellen. In der Grundversorgung durfen keine Unterneh-
menswertsteigerungen oder branchenubliche Renditen vorgeschrieben sein.
Bei Stellenbesetzungen in Verwaltungsraten und Konzernleitungen muss der
Service-public-Gedanke im Zentrum stehen. Der Wahl der Revisionsstelle ist
grosse Beachtung zu schenken.

Vergutungen von Bundes- oder bundesnahen Unternehmungen an Mitglieder
von Verwaltungsrat und Geschaftsleitung missen angemessen sein. Der hochs-
te Lohn darf das Bruttogehalt eines Bundesratsmitglieds nicht Ubersteigen. An-
reizsysteme mit ergebnisabhangigen Lohnbestandteilen sind zu beseitigen.

Es soll eine Unternehmenskultur etabliert werden, die nicht primér Effizienzstei-
gerungen auf Kosten des Personals zum Ziel hat. Bei der Digitalisierung muss
das Personal einbezogen werden, zudem soll ein einfacher Zugang zur Weiterbil-
dung bestehen. Dafur braucht es gentigend Mittel sowie eine enge Zusammen-
arbeit mit den Sozialpartnern.

Die im Service public tatigen Unternehmen sollen in einer Ubersichtlichen Struk-
tur organisiert werden, die demokratische Kontrolle ermoglicht. Geldflisse mus-
sen nachvollziehbar sein. Auf Privatisierungen, Liberalisierungen, Auslagerun-
gen, Abspaltungen sowie Ruckzug aus den Regionen ist zu verzichten.

Bei den Dienstleistungen der Bahn sowie beim Poststellennetz muss eine fla-
chendeckende, bedarfsgerechte Versorgung gewahrleistet sein, die lokale Vor-
teile bietet. Den Grundversorgungsauftrag im Zahlungsverkehr soll weiterhin
Postfinance garantieren. Sie soll zu 100 Prozent eine Posttochter bleiben.

Die Swisscom muss sicherstellen, dass sie in gute hochbreitbandige Infrastruktur
investiert und alle Regionen des Landes gleichermassen versorgt, auch dann,
wenn keine lokalen Partner zur Verflgung stehen.

Infrastrukturausbau und Datenversorgung mussen die Ziele der Energiewende
und des Gesundheitsschutzes konsequent berucksichtigen.
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FUR EINE KLIMAFREUNDLICHE VERKEHRS-
POLITIK UND EINEN GUT AUSGEBAUTEN
OFFENTLICHEN VERKEHR

Ausgangslage

Der offentliche Verkehr (V) ist ein zentrales Element des Service public. Dazu ge-
héren Eisenbahnen, Busse, Tram, Schiffe und auch Seilbahnen. Der 6V erschliesst
alle Regionen des Landes in einem fein getakteten System, das grossmehrheitlich
punktlich und sicher funktioniert. Aufeinander abgestimmte Angebote und gut unter-
haltene Verkehrsinfrastrukturen sind wichtig flir den Zusammenhalt des Landes. Sie
tragen zur Lebens- und Standortqualitat bei, férdern Umwelt- und Klimaschutz und
sind zentral fUr unsere Wirtschaft. Zum Service public der Bahn gehoért auch der
Guterverkehr. Die Starkung des 6V und des Guterverkehrs wurde in mehreren Volks-
abstimmungen bekréftigt.

Das sind unsere Grundsatze

Wir setzen uns fur einen gut ausgebauten, bedarfsgerechten 6V in allen Regionen
ein. Neben dem Ausbau sind flr den nachhaltigen Unterhalt gentigend Mittel zur Ver-
fugung zu stellen, ebenso zur Finanzierung der bewahrten Agglomerationsprogram-
me. Damit werden auch Massnahmen finanziert, die einen attraktiven Fuss- und Ve-
loverkehr férdern. Der Bau von neuen Strassen ist aus energie- und klimapolitischen
Uberlegungen méglichst zu vermeiden. Statt in Beton soll mit Hilfe der Digitalisie-
rung vermehrt in intelligente Verkehrsldsungen investiert werden. Der Bahnverkehr
soll auch europaweit gestarkt werden: Fur kiirzere Strecken sollte grundséatzlich die
Bahn und nicht das Flugzeug genutzt werden. Das setzt gut ausgebaute, grenziber-
schreitende Linien und ein entsprechendes Nachtzugangebot voraus. Auf Liberali-
sierungen und die Schaffung von kinstlichem Wettbewerb im Bahnbereich ist zu
verzichten. Auch fUr Guter gilt: Diese gehoren auf die Bahn, sowohl im Innern des
Landes als auch grenzliberschreitend.

Das hat die SP erreicht

Die seit Jahrzehnten von der SP gepragte Verkehrspolitik sowohl beim Personen-
als auch beim Guterverkehr wurde von der Bevolkerung in mehreren Abstimmun-
gen bestatigt. Die SP hat das Guterverkehrsgesetz stark mitgestaltet und damit
den Grundsatz «FUr Guter die Bahn» gestérkt. Die SP hat auch die Instrumente der
Verlagerungspolitik mitgepragt. Ohne NEAT oder LSVA wirden zusatzlich etwa
650000 Guterfahrzeuge pro Jahr die Alpen queren. Bei den Arbeitsbedingungen
im Verkehrsbereich hat die SP zusammen mit den Sozialpartnern fir moglichst gute
Konditionen gesorgt. Die SP hat sich zudem fUr eine ausreichende Finanzierung
des regionalen Personenverkehrs sowie der Agglomerationsprogramme eingesetzt.
Dank der SP und vielen anderen Organisationen fand der Bundesbeschluss Velo in
der Volksabstimmung eine deutliche Mehrheit.

.39.



Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Das System der integrierten Bahn, der Taktfahrplan und der freie Zugang zum
OV-Angebot sollen erhalten bleiben. Das Herausldsen einzelner Bereiche aus
dem Gesamtsystem oder Liberalisierungen gilt es abzuwehren.

Das Grossprojekt «<STEP Eisenbahninfrastruktur» soll das 6V-Land Schweiz als
Ganzes starken und die in den Regionen notwendigen Ausbauten so rasch als
moglich sicherstellen, ohne die prioritaren Massnahmen fur Betrieb und Subs-
tanzerhalt zu gefahrden.

Der regionale Personenverkehr muss langfristig finanziert sein, wozu Bund und
Kantone ausreichend beitragen mussen. Es braucht ein transparentes Finanzie-
rungssystem, das den BedUrfnissen aller Betroffenen entspricht.

Fur alle Angestellten des 6V mussen soziale, in Gesamtarbeitsvertragen verein-
barte Arbeitsbedingungen gelten. Die Sicherheit des Bahnpersonals hat zusam-
men mit der Sicherheit der Fahrgaste hochste Prioritat.

Die erfolgreichen Agglomerationsprogramme mussen weitergeflinrt werden. Da-
bei sollen deutlich mehr der vorhandenen Mittel zum Einsatz kommen, als dies in
der Vergangenheit der Fall war.

Der Guterverkehr ist als Teil des Service public zu verstehen. Es braucht eine
Strategie, die eine langfristige Weiterentwicklung ermdéglicht. Auf Abbau von Stel-
len und Aufhebung von Bedienpunkten ist grundsatzlich zu verzichten.

NEAT, LSVA und flankierende Massnahmen muissen weiterentwickelt werden
mit dem Ziel, die Verlagerungswirkung zu starken. Strassenseitig braucht es
beim Schwerverkehr ausreichende Kontrollen, was Sicherheit sowie Arbeits- und
Ruhezeiten anbelangt.

Der Bundesrat will die Liberalisierung des grenziberschreitenden Verkehrs pru-
fen. Aufgrund der Auswirkungen auf Knoten- und Taktsystem, Trassen, Tarife,
Léhne und Sozialvorgaben muss das Parlament im Interesse von Arbeitsbedin-
gungen, Lohnen und Angebot mitentscheiden.

Die Immobilienstrategie der SBB soll die Férderung des Wohnungsbaus mit trag-
baren Mietzinsen fUr Menschen mit unteren und mittleren Einkommen ermog-
lichen. Kantone und Gemeinden sollen ein Vorkaufsrecht haben.

. 40 -
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FUR DEN UMFASSENDEN SCHUTZ UNSERER
NATURLICHEN LEBENSGRUNDLAGEN

Ausgangslage

Wirden alle Menschen auf der Welt so viele Ressourcen verbrauchen wie die in
der Schweiz lebende Bevolkerung, mussten beinahe drei Planeten zur Verfigung
stehen, um diesen Bedarf zu decken. Unsere Wirtschaftsweise flihrt zu einer Uber-
nutzung der natlrlichen Ressourcen. Sie schadet Gesundheit und Umwelt und for-
dert die Klimaerhitzung. Die Hélfte der Lebensrdume und ein Drittel der Arten in der
Schweiz sind bedroht. Grosse Teile der Fliessgewasser sind mit Pestiziden belastet.
Nichthandeln wird uns teurer zu stehen kommen als die Umstellung auf innovative
Technologien bei Produktion, Handel, Transport sowie beim Umgang mit Ressour-
cen und Abféllen.

Das sind unsere Grundsatze

Die naturlichen Ressourcen bilden unsere Lebensgrundlage. Eine gesunde Umwelt
und intakte Landschaften sind massgebend flr Gesundheit und Lebensqualitat. Sie
sind auch ein Standortvorteil. Die Zerstérung unserer Umwelt und der Uberméassige
Ressourcenverbrauch mussen deshalb reduziert werden, vor allem in folgenden Be-
reichen: Erndhrung, Wohnen und Mobilitat. Ein Schllssel dazu ist eine griffige Raum-
planungspolitik und der haushalterische Umgang mit dem Boden. Eine ressourcen-
schonende Wirtschaft mit moglichst geschlossenen Stoffkreislaufen hat viele Vorteile.
Sie schont die Umwelt, die Ressourcen werden sorgfaltiger eingesetzt, es werden
Kosten gespart und attraktive Arbeitsplatze geschaffen. Wenn Folgen und Kosten der
Umweltzerstérung nicht mehr von der Allgemeinheit getragen werden mussen, stei-
gen Komfort und Wohlstand. Da rund drei Viertel der durch die Schweizer Nachfrage
verursachten Umweltbelastung im Ausland anfallen, kann die Schweizer Umweltpolitik
nicht an den Landesgrenzen haltmachen.

Das hat die SP erreicht

Die SP hat sich erfolgreich fur ein griffiges Raumplanungsrecht stark gemacht und
damit zur Reduktion der Siedlungsflache, zum Schutz des Kulturlandes und zur Stéar-
kung der Siedlungsqualitat beigetragen. Die SP hat dazu beigetragen, dass Angriffe
auf den Natur- und Heimatschutz abgewehrt werden konnten. In der Energiestrate-
gie konnten fur die Nutzung von erneuerbaren Energien namentlich dank der SP
Lésungen gefunden werden, die den Schutzanliegen von Natur und Landschaft ge-
recht werden. Auch dank der SP wurde der Schutz des Waldes gestarkt, Luftreinhal-
tevorschriften sowie der Gewasserschutz wurden nicht weiter geschwacht. Auch bei
der internationalen Umwelt- und Luftreinhaltepolitik hat die SP einen massgeblichen
Beitrag dazu geleistet, dass die entsprechenden Abkommen politisch eine Mehrheit
gefunden haben.
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Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Es braucht sozial ausgestaltete Massnahmen, die in Bezug auf den Ressourcen-
verbrauch eine lenkende Wirkung haben und umweltschonendes Handeln for-
dern. Damit bezahlen vor allem diejenigen, die die Umwelt belasten. Wer wenig
verbraucht, wird entlastet.

Die Aktionsplane Biodiversitat, Pestizide und Bienengesundheit missen konse-
quent und mit den notwendigen Ressourcen umgesetzt werden. Dazu gehdren
die Starkung der Biodiversitat, eine umfassende 6kologische Infrastruktur, die
Artenférderung sowie die Okologisierung der Landwirtschaft.

Auch bei der Jagdgesetzgebung muss der Schutz der Biodiversitat - Wolf, Bar,
Luchs, Biber — im Zentrum stehen.

Das Reinhaltegebot beim Gewasserschutz muss konsequent respektiert wer-
den. Gewasser sollen pestizidfrei gehalten werden. Die Wasserqualitdt muss so
beschaffen sein, dass keine nachteiligen Einwirkungen auf Pflanzen, Tiere und
Mikroorganismen resultieren.

Der Plastikmull, der zunehmend Béden und Gewasser belastet, muss so rasch
als moglich massiv reduziert werden, vor allem bei Plastikverpackungen und Ein-
wegwegprodukten.

Die drei Bundesinventare (Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkma-
ler von nationaler Bedeutung, Bundesinventar der schiutzenswerten Ortsbilder
der Schweiz sowie Bundesinventar der historischen Verkehrswege der Schweiz)
sollen ungeschmalert erhalten bleiben. Der Vollzug soll verbessert werden, um
die Schutzobjekte vor weiteren Beeintrachtigungen zu schutzen.

Landwirtschaft, Raumplanung, Verkehr, Energie sowie die wirtschaftliche Ent-
wicklung insgesamt mussen den Schutz der Umwelt und der nattrlichen Land-
schaften konsequent bertcksichtigen.

In der zweiten Etappe der Revision des Raumplanungsgesetzes, in der es um
die Bestimmungen Uber das Bauen ausserhalb der Bauzonen geht, braucht es
eine griffige Raumplanung, die namentlich den Grundsatz der Trennung des Bau-
gebiets vom Nichtbaugebiet sowie den konsequenten Kulturlandschutz konse-
quent umsetzt.

Mit dem Instrument der Raumplanung sollen der gemeinnutzige Wohnungsbau
sowie der Zugang zu gunstigem Wohnraum gefordert werden.

Aus Grlinden des Gesundheitsschutzes braucht es eine Verscharfung der Larm-
schutzverordnung (LSV).
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FUR EINE ENERGIE- UND KLIMAPOLITIK MIT DEM
ZIEL EINER GERECHTEN UND DAUERHAFTEN
ENTWICKLUNG

Ausgangslage

Die Klimaerhitzung gehort zu den grossten Bedrohungen der Menschheit. Ohne
rasche Massnahmen nehmen Naturkatastrophen, Erndhrungsprobleme und Ver-
drangungskonflikte zu. Das Klima kdnnte einen Kipppunkt erreichen, der irreversible
Folgen hat. Die Schweiz ist aufgrund inrer Topographie Gberdurchschnittlich von der
Erhitzung betroffen. Mit dem Pariser Klimaubereinkommen hat sich die Schweiz zu-
sammen mit der Staatengemeinschaft dazu verpflichtet, ihr Moglichstes dazu beizu-
tragen, um die Klimaerhitzung auf deutlich unter 2°, méglichst auf 1,5°, zu begrenzen.
Das setzt den raschen und konsequenten Ausstieg aus fossilen Energien sowie aus
der Atomkraft voraus.

Das sind unsere Grundsatze

Es braucht global ein deutlich starkeres Engagement flr den Klimaschutz und die
Energiewende. Um die Menge an Treibhausgasen in der Atmosphare zu stabilisieren,
darf nur noch eine bestimmte Menge an Kohle, Ol oder Gas verbrannt werden. Die
Klimaerhitzung lasst sich nur durch klare politische Rahmenbedingungen abwen-
den. Der Schweizer Finanzmarkt darf ab 2025 keine Investitionen in die Erschlies-
sung fossiler Energietrager mehr tatigen. Die Strassenmobilitdét muss elektrifiziert
werden, sodass es ab 2040 keine Verbrennungsmotoren mehr gibt. Die technischen
Ldsungen zur Bereitstellung von Strom, Warme oder Prozessenergie mit erneuer-
baren Energien sind da und werden immer glnstiger, ebenso die Massnahmen zur
Effizienzsteigerung und gegen die Energieverschwendung. Gelingt es der Schweiz,
die fossilen Energien zu ersetzen, kann sie rund 10 Milliarden Franken, welche sie
heute jedes Jahr fUr Erddl und Erdgas ausgibt, in der Schweizer Wirtschaft halten.
Die Schweiz gewinnt viel, wenn sie die Energiewende vorantreibt. Diese muss aber
fur alle Menschen finanzierbar und sozialvertraglich ausgestaltet sein.

Das hat die SP erreicht

Die SP hat die Klima- und Energiepolitik der letzten Jahre massgeblich mitgestaltet.
Die von der SP gepragte Energiestrategie 2050 (1. Massnahmenpaket) hat wichtige
Weichen gestellt bei der Forderung der erneuerbaren Energien, der Energieeffizienz
und beim Atomausstieg. Es ist weitgehend gelungen, die Férdermassnahmen mit
den Schutzinteressen von Natur und Landschaft zu vereinen. Die SP wird von der
Bevolkerung unterstitzt, welche der Energiestrategie 2050 mit grosser Mehrheit zu-
gestimmt hat. In den letzten Jahren wurden dank dem aktuellen und von der SP
mitgepragten CO,-Gesetz und der Forderung der erneuerbaren Energien Tausende
von neuen Stellen in den Bereichen erneuerbare Energien und Energieeffizienz ge-
schaffen. Insbesondere die Massnahmen bei den Gebauden machen deutlich, dass
sich Klimaschutz und Wirtschaft vereinen lassen.
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Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Es braucht eine ambitionierte Klimapolitik 2020 -2030, die die Ziele des Pariser
Ubereinkommens auf nationaler Ebene umsetzt.

Damit die Schweiz bis 2045 klimaneutral wird, muss der Umbau des Energiesys-
tems schneller vorangetrieben werden. Die Effizienz in der Energieverwendung
muss gesteigert und die Gebaudesanierung beschleunigt werden.

Es braucht einen verbindlichen Ausbaupfad bei den erneuerbaren Energien, ins-
besondere bei der Solarenergie. Die Zwischenziele beim Ausbau der erneuerba-
ren Energien und der CO,-Absenkung sind als verbindliche Dekarbonisierungs-
strategie auszugestalten. Die strategischen Infrastrukturen im Energiebereich
mussen in 6ffentlicher, schweizerischer Hand bleiben.

Der Strassenverkehr muss mit erneuerbarem Strom elektrifiziert werden. Mass-
nahmen, damit ab 2040 keine Verbrennungsmotoren mehr notwendig sind,
mussen umgehend ergriffen werden. Die Elektrifizierung muss in eine Gesamt-
strategie eingebettet werden. Offentlicher Verkehr sowie Fuss- und Veloverkehr
mussen gestarkt werden.

Die Finanzplatzstrategie muss klimafreundlich werden. Ziel ist, dass ab 2025
Schweizer Unternehmen keine Ol- und Gasprojekte mehr finanzieren oder sich
an Firmen, die in diesen Bereichen tatig sind, beteiligen. Es braucht Transparenz,
Zielvorgaben fur Anleger, Auflagen an die Nationalbank und eine CO,-Abgabe
auf Gewinnen aus klimaschadigenden Kapitalanlagen.

Die Schweiz muss einen verursachergerechten Beitrag an die Finanzierung von
Massnahmen in den Landern des Stidens leisten, um die jahrlich international zu-
gesicherten 100 Milliarden Dollar fur mehr Klimagerechtigkeit mitzufinanzieren.
Der Steigerung der CO,-Emissionen aus dem Luftverkehr ist dezidiert entgegen-
zuwirken. Es braucht eine Ticketabgabe, wie sie verschiedene Lander kennen.
Der Ertrag soll in die internationale Klimafinanzierung fliessen. Die Schweiz soll
sich auf internationaler Ebene fUr eine Kerosinsteuer einsetzen.

Die Landwirtschaft muss klimafreundlicher werden. Dazu gehdren auch vorgela-
gerte Prozesse, die graue Emissionen im Ausland verursachen.
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FUR EINE UMFASSENDE GLEICHSTELLUNG
ALLER GESCHLECHTER

Ausgangslage

Nach grossen Kampfen in der zweiten Halfte des letzten Jahrhunderts ist die recht-
liche Gleichstellung zwischen Frauen und Ménnern in der Schweiz weitgehend er-
reicht. Doch bei der tatséchlichen Gleichstellung besteht noch immer ein riesiger
Verbesserungsbedarf. Frauen verdienen heute immer noch monatlich rund 600
Franken weniger — nur weil sie Frauen sind. Jede dritte Woche stirbt eine Frau an
den Folgen von hauslicher Gewalt. Noch immer sind Sexismus und Hass gegen
LGBTI-Personen weit verbreitet.

Das sind unsere Grundséatze

Die rechtliche und tatsachliche Gleichstellung aller Geschlechter ist eines der wich-
tigsten Anliegen der SP. Die Partei setzt sich auf allen Ebenen fur Selbstbestimmung,
Chancengleichheit und gegen Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts, der se-
xuellen Orientierung und/oder der Geschlechtsidentitat ein.

Das hat die SP erreicht

Die SP ist seit jeher die Gleichstellungspartei. Sie war und ist Vorreiterin der gleich-
stellungspolitischen Fortschritte in unserem Land. In der zu Ende gehenden Legis-
latur hat das Parlament auf Anstoss von SP-Bundesratin Simonetta Sommaruga
und mit tatkraftiger Unterstutzung der SP-Bundeshausfraktion betriebsinterne Lohn-
analysen zur Bekampfung der geschlechtsspezifischen Lohndiskriminierung verab-
schiedet sowie moderate Geschlechterrichtwerte in Flihrungsgremien von grossen
borsenkotierten Aktiengesellschaften eingefthrt. Durch die Ratifizierung der Istan-
bul-Konvention und einem neuen Gewaltschutzgesetz kbnnen hausliche Gewalt
und Stalking wirksamer bekédmpft werden. Dank einer Parlamentarischen Initiative
von SP-Nationalrat Mathias Reynard werden in Zukunft homophobe Diffamierungen
strafbar sein. Und schliesslich hat sich das Parlament im Grundsatz fUr die Ehe fur
alle ausgesprochen.

Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

e Senkung der geschlechtsspezifischen Lohnunterschiede auf maximal 5 Prozent
durch Einflhrung von verbindlichen staatlichen Lohngleichheitskontrollen und
wirksamen Sanktionen.

e EinfUhrung einer verbindlichen Geschlechterquote von mindestens 40 Prozent
flr die Wahllisten fur National- und Standerat, im Bundesrat, in der Bundesver-
waltung und am Bundesgericht.

* Einfuhrung einer verbindlichen Geschlechterquote von mindestens 40 Prozent in
Verwaltungsraten und Geschéftsleitungen von Unternehmen der Privatwirtschaft
sowie von bundeseigenen und bundesnahen Betrieben.
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Vollstandige Offnung der Ehe firr alle inklusive Adoptionsrecht, Blirgerrecht, Zu-
gang zur Fortpflanzungsmedizin sowie Sozialversicherungsrecht.

Ermdéglichung einer raschen und unbUrokratischen  zivilstandsrechtlichen
Geschlechtsanderung sowie die Einfuhrung eines «Geschlecht X» (dritte Ge-
schlechtskategorie).

Umfassende Umsetzung der Istanbul-Konvention insbesondere durch eine na-
tionale Strategie gegen Gewalt gegen Frauen, der Einrichtung einer Beobach-
tungsstelle fur Gewalt gegen Frauen sowie Sicherstellung der ausreichenden
Ausbildung von Polizistinnen und Polizisten sowie der Angehdrigen der Straf-
verfolgungsbehorden im Bereich Gewalt gegen Frauen und hauslicher Gewalt.
Sicherstellung eines ausreichenden Unterstitzungsangebots flr gewaltbetroffe-
ne Frauen und Madchen einschliesslich gentigend Platzen in Frauenhausern und
Anschlussldsungen.

Verstarkung des rechtlichen Schutzes gegen Diskriminierung aufgrund des Ge-
schlechts, der sexuellen Orientierung, der Geschlechtsidentitat sowie der Le-
bensform mit entsprechenden wirksamen Kontroll- und Sanktionsmaéglichkeiten.
EinfUhrung von Beweiserleichterungen und Erhdhung der Sanktionen bei sexuel-
ler Belastigung am Arbeitsplatz.

EinfUhrung von Massnahmen zur Bekdmpfung von sexistischen Rollenbildern in
Medien und Gesellschaft.
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FUR RECHTSSTAATLICHKEIT UND DEMOKRATIE

Ausgangslage

Die nationalkonservativen Krafte unseres Landes reiten seit mehreren Jahren hefti-
gen Attacken gegen den Rechtsstaat, die Unabhéngigkeit der Justiz und das interna-
tionale Recht. Es wurden und werden Volksinitiativen und parlamentarische Vorstds-
se eingereicht, die rechtsstaatliche Prinzipien, Grundrechte und insbesondere den
internationalen Menschenrechtsschutz schwachen wollen. Dies mit dem Hinweis,
die Schweiz mUsse souveran bleiben und das Volk das letzte Wort haben.

Das sind unsere Grundsatze

Die direkte Demokratie und der Rechtsstaat bilden die Grundlage unseres Landes
und stehen einander gleichwertig gegentber. Die SP kdmpft gegen das Recht des
Starkeren und fUr den Schutz von Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten. Wir
setzen uns fUr die Starkung der direkten Demokratie ein und verteidigen einen auf
Gleichheit, Freiheit und Solidaritat beruhenden Rechtsstaat. Denn auch die Mehrheit
darf nicht alles.

Ein funktionierendes internationales Recht im Allgemeinen und ein wirksamer inter-
nationaler Menschenrechtsschutz im Speziellen liegt im Interesse des Kleinstaats
Schweiz und schuitzt die Einwohner/innen unseres Landes vor staatlicher Willkir
und die Minderheiten vor Diskriminierungen durch die Mehrheit der Abstimmenden.
Die Schweiz muss deshalb international ein verléasslicher Vertragspartner bleiben
und sich an internationale Vertrage halten. Deshalb muss sie auch den internationa-
len Menschenrechtsschutz wahren und verteidigen.

Das hat die SP erreicht

Deutliche Siege in den Volksabstimmungen gegen die rechtsstaatsfeindliche
SVP-Durchsetzungsinitiative sowie gegen die menschenrechtsfeindliche SVP-Selbst-
bestimmungsinitiative.

Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

* Sicherstellung der politischen Teilhabe fur alle — insbesondere fur Menschen mit
Behinderungen.

* FUhren einer sachlichen und offenen Diskussion Uber die Wichtigkeit von Rechts-
staatlichkeit, Demokratie und Menschenrechten im politischen Diskurs, insbe-
sondere durch Starkung der politischen Bildung in der Ausbildung auf allen Stu-
fen.

* Konsequenter Einsatz gegen samtliche Schwachungen des nationalen und inter-
nationalen Grundrechts- und Menschenrechtsschutzes. Die EMRK als zentraler
Baustein einer européischen Wertegemeinschaft und der EGMR als Hiter des
europaischen Menschenrechtsschutzes missen verteidigt und gestarkt werden.
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EinfUhrung einer wirksamen, unabhangigen nationalen Menschenrechtsinstitu-
tion.

Einflhrung eines konstruktiven Gesetzesreferendums, mit welchem 50000
Burger/innen oder acht Kantone zusammen mit einem Referendum gegen ein
Bundesgesetz oder einen Bundesbeschluss einen Gegenvorschlag einbringen
kdnnen.

Passives und aktives Wahl- und Stimmrecht fur Auslander/innen, die seit einer
angemessenen Frist in der Schweiz leben.

Volksinitiativen, die internationalem Recht widersprechen und keine explizite
Kindigung von kiindbaren vélkerrechtlichen Vertragen vorsehen, sollen auf Ge-
setzesstufe nur nach Massgabe des internationalen Rechs umgesetzt werden.
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FUR TRANSPARENZ IN DER POLITIK-
FINANZIERUNG

Ausgangslage

Die Schweiz ist das letzte Land in Europa ohne Transparenzregelung. Die Antikorrup-
tionsbehodrde des Europarates GRECO hat die Schweiz deswegen immer wieder ge-
rigt. Geschehen ist bis heute nichts. Sdmtliche Vorstdsse im Bundesparlament, die
etwas mehr Transparenz in der Politikfinanzierung forderten, wurden abgelehnt. Im-
merhin gibt es dort Hoffnung, wo sich die Stimmbevdlkerung zur Transparenz-Frage
bereits dussern konnte. So stimmte im Friuhling 2018 in den Kantonen Schwyz und
Freiburg die Mehrheit der Stimmbevolkerung fur Transparenz-Initiativen der JUSO.
Das ist Ruckenwind fur die hangige Vorlage auf nationaler Ebene, worlber voraus-
sichtlich 2020 abgestimmt werden wird (www.transparenz-ja.ch).

Das sind unsere Grundsatze

In keinem anderen Land kénnen die Blrgerinnen und Burger so oft abstimmen und
wahlen wie in der Schweiz. Darauf sind wir zu Recht stolz. Umso wichtiger ist es, dass
Burgerinnen und Biirger, die sich eine Meinung bilden wollen, wissen, wieviel Geld
die Parteien und Komitees haben, was eine Wahl- oder Abstimmungskampagne
kostet und welche grossen Geldgeberinnen und Geldgeber dies bezahlen. Um die
Glaubwurdigkeit der Politik zu starken, braucht es Klarheit dartiber, wer wem grosse
Geldsummen spendet und wer dadurch Interesse am Erfolg eines Anliegens oder
einer Kandidatur hat. Denn bei grossen Spenden kdnnen Abhéngigkeiten entste-
hen. Es entsteht dadurch keine unnétige Birokratie, da der Fokus auf Grossspenden
liegt. Aus diesen Grinden engagiert sich die SP als Teil eines breiten Blindnisses mit
Uberzeugung fiir die Transparenz-Initiative.

Auch die Mitglieder der Bundesversammlung sollen mehr Transparenz herstellen, in
dem sie aufzeigen, welche finanziellen Leistungen sie in Zusammenhang mit ihren in
den Interessenbindungen aufgefiihrten Mandate und Amter erhalten.

Mit mehr Transparenz in der Politikfinanzierung férdern wir die Meinungsbildung,
stérken das Vertrauen in die Politik und damit unsere direkte Demokratie.

Das hat die SP erreicht

Die SP hat beim Thema Transparenz in der Politikfinanzierung nicht lockergelassen
und Forderungen nach mehr Transparenz immer wieder mittels Vorstdssen oder
auch mit Antrdgen im Rahmen der Parlamentsrechtsrevision aufs Tapet gebracht.
Leider ohne Erfolg. Umso wichtiger ist es, dass sich dank der Transparenz-Initiative
voraussichtlich 2020 erstmals die Stimmbevdlkerung dazu dussern kann.

Die SP geht im Ubrigen mit gutem Beispiel voran und setzt die Forderungen der
Transparenz-Initiative um. Mehr dazu auf www.sp-ps.ch.
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Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

* Die nationale Transparenz-Initiative wird von einer Mehrheit der Stimmbevolke-
rung angenommen.

e Die SP setzt sich daflir ein, dass neben den Parteifinanzen auch mehr Trans-
parenz bei den parlamentarischen Interessenbindungen hergestellt wird. Daftr
sollen die Parlamentsmitglieder ihre Geldflisse in Zusammenhang mit ihren je-
weiligen Interessenbindungen offenlegen.

* Einzelspenden, die Parlamentsmitglieder erhalten (zum Beispiel fur Wahlkampa-
gnen), sollen ab einer bestimmten Hohe ebenfalls transparent gemacht werden.

* Zudem sollen Parlamentarierinnen und Parlamentarier in Zukunft offenlegen,
wenn sie Reisen von Lobbyorganisationen, Verbanden und Behdérdenorganisa-
tionen annehmen.

* Mehr Transparenz fordert die SP auch betreffend Lobbyistinnen und Lobbyisten:
Es braucht eine offizielle, allen offenstehende Akkreditierung fUr das Bundes-
haus. Das System der Lobbyist/innen-Badges dank Kontakten zu Parlaments-
mitgliedern ist nicht mehr zeitgemass.
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FUR EINE MENSCHENWURDIGE AUSLANDER/
INNEN- UND ASYLPOLITIK

Ausgangslage

Das Zusammenleben von Auslander/innen und Schweizer/innen ist weitgehend
eine Erfolgsgeschichte. Die Schweiz profitiert von der Migration gesellschaftlich und
wirtschaftlich. Nichtsdestotrotz betreiben die rechtskonservativen Kréafte in unserem
Land seit Langem eine Politik der Ausgrenzung und des Abbaus der Rechte von
Migrant/innen und Auslander/innen.

Vor den Toren Europas spielt sich seit mehreren Jahren ein veritables Flichtlings-
drama ab. Trotzdem dreht sich die Abschottungs- und Verscharfungsspirale in der
schweizerischen Innenpolitik weiter. Und langst nicht alle européischen Lander sind
bereit, auf diese Herausforderung eine humane und solidarische Antwort zu finden.

Das sind unsere Grundsatze

Die SP steht fur eine Auslander/innen- und Asylpolitik der Humanitat und Solidaritat.
Wir sind bereit, die im Zusammenhang mit der Migration bestehenden Herausforde-
rungen anzupacken. Auftretende Probleme kénnen aber nicht durch Ausgrenzung
und Diskriminierung geldst werden, sondern brauchen im Gegenteil verstarkte Inte-
grationsanstrengungen aller Beteiligten.

An Leib und Leben und personlicher Freiheit gefahrdeten Gefllichteten muss Schutz
gewahrt werden. Die verheerende Situation der Gefllichteten macht eine grosszu-
gige Aufnahme in Absprache mit den europaischen Nachbarlandern notwendig.
Gleichzeitig muissen Schleppertum und Menschenhandel konsequent bekampft
werden. Weiter mussen die Fluchtursachen wirksam angegangen werden. Hier steht
insbesondere die Schweizer Handels- und Steuerpolitik in der Verantwortung.

Wer sich schon seit Jahren in der Schweiz aufhélt, gehort zu uns. Eine zeitgeméasse
EinbUrgerungspolitik muss dieser Tatsache Rechnung tragen. Die Hurden zur Ein-
burgerung sind deutlich zu senken.

Das hat die SP erreicht

Deutliche Siege in den Volksabstimmungen zur Einflihrung der erleichterten EinbUr-
gerung der dritten Generation sowie zum neuen Asylgesetz, welches rasche Asylver-
fahren unter Wahrung der Interessen der Geflichteten vorsieht.

Verabschiedung eines revidierten Auslander- und Integrationsgesetzes im Parlament
mit gewissen Verbesserungen im Bereich der Integrationspolitik.
Volkerrechtskonforme und verhaltnisméassige Umsetzung der Masseneinwande-
rungsinitiative (Arbeitslosenvorrang).



Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Die Schweiz muss zusammen mit anderen européischen Landern deutlich gros-
sere FlUchtlingskontingente aufnehmen. Dazu entwickelt sie Aufnahmestruktu-
ren, welche die rasche Integration der anerkannten Fllchtlinge sicherstellen. Sie
muss sich fur sichere Fluchtwege einsetzen und dafir sorgen, dass keine Flich-
tenden mehr ihr Leben im Mittelmeer verlieren. Seenotretter/innen durfen nicht
kriminalisiert werden. Gleichzeitig soll die Schweiz an einem solidarischeren und
gerechteren Verteilsystem innerhalb der Dublin-Staaten mitwirken. Die Schweiz
soll auf Dublin-Ruckfuhrungen - insbesondere von verletzlichen Gefllichteten so-
wie in Erstaufnahmelander mit prekaren Verhéltnissen - verzichten und vermehrt
von ihrem Selbsteintrittsrecht Gebrauch machen.

Vorlaufig Aufgenommene sollen endlich einen besseren Rechtsstatus erhalten,
um ihnen raschen Zugang zu Bildung und zum Arbeitsmarkt zu ermdglichen.
Massstab soll die Richtlinie fur subsididren Schutz der EU sein. Nach funf Jahren
sollen sie zudem einen Rechtsanspruch auf eine regulare Aufenthaltsbewilligung
erhalten.

Fur Sans-Papiers, die schon lange in der Schweiz sind und sich hier gut integriert
haben, soll eine Legalisierungsmaoglichkeit geschaffen werden, die deutlich Uber
die heutigen kantonalen Hartefallregelungen hinausgeht.

Die EinbUrgerungsvoraussetzungen mussen gelockert werden und Einbulrge-
rungsverfahren angemessen, fair und unter Wahrung von verfahrensrechtlichen
Grundsatzen ausgestaltet werden. Die Aufenthaltsfristen flr die Zulassung zum
EinbUlrgerungsverfahren missen gekulrzt und auch bei einem Gemeinde- und/
oder Kantonswechsel angerechnet werden.

Der Kampf gegen Rassismus und Antisemitismus muss auf allen Ebenen ver-
starkt werden.
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FUR EINE DEMOKRATISCHE MEDIENPOLITIK,
DIE DIE VIELFALT STARKT

Ausgangslage

Die Medienwelt verandert sich rasch: Grosse Verlage investieren immer weniger in
den Journalismus. Neue Anbieter lancieren eigene Produkte, Infrastrukturbetrei-
ber und Gerétehersteller bringen eigene Angebote auf den Markt. Plattformen, die
Inhalte bereitstellen, ohne eine publizistische Leistung zu erbringen, gewinnen an
Bedeutung. Journalistische Angebote, namentlich im Informationsbereich, geraten
dadurch unter Druck. Gleichzeitig sinkt die Medienvielfalt und es kommt zu Qualitats-
und Angebotsabbau, gerade auch auf lokaler und regionaler Ebene. Die geltende
Regulierung unterscheidet nicht zwischen Medien und «klassischen» Wirtschaftszwei-
gen und kann die Vielfalt nicht sichern.

Das sind unsere Grundsatze

Vielfaltige, unabhangige und qualitativ gute Medien haben eine zentrale demokratie-
politische Bedeutung. Eine starke vierte Gewalt ist eine unabdingbare Vorausset-
zung fur eine lebendige Demokratie. Guter Journalismus zeichnet sich aus durch
Relevanz, Vielfalt, Verstandlichkeit, Faktentreue und Objektivitat. Er fordert die Teil-
habe der Menschen und erhoht die Mdglichkeiten eines selbstbestimmten Lebens.
Voraussetzung daflr sind vertrauenswirdige Medien, Vielfalt und Unabhangigkeit.
Journalismus ist kein Gut, das durch den Markt reguliert werden kann. Es braucht
politische Rahmenbedingungen, die Vielfalt und Qualitat stéarken. Der SDA kommt
eine unverzichtbare Aufgabe als unabhangige Lieferantin von Informationen aus
allen Themenbereichen zu. Sie soll die Grundversorgung in allen Landesregionen
sichern und einen Service-public-Auftrag wahrnehmen. Zentrale Voraussetzung fur
Qualitatsjournalismus sind gut ausgebildete Journalistinnen und Journalisten sowie
faire und motivierende Arbeitsbedingungen.

Das hat die SP erreicht

Die SP pragt den Diskurs, wie ein demokratiegerechtes Mediensystem aussehen
soll, seit Jahren massgeblich mit. Im Austausch mit den relevanten Akteuren hat sie
Konzepte entwickelt, wie eine Medienforderung, die zu Vielfalt und Qualitat beitragt,
ausgestaltet und finanziert werden kann. Die SP hat das neue Radio- und Fernseh-
gesetz mitgepragt und dazu beigetragen, dass die No-Billag-Initiative deutlich ge-
scheitert ist. Der Grundsatz, dass zum medialen Service public sowohl eine starke
SRG als auch vielfaltige lokale und regionale Medien gehoéren, wurde von der SP
erfolgreich verteidigt, ebenso die Forderung, dass Onlinejournalismus eine direkte
Forderung erfahrt. Die SP will eine Medienpolitik, die alle Mediengattungen umfasst.



Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Ein neues Mediengesetz muss Qualitat sowie Vielfalt zum Ziel haben. Der media-
le Service public muss alle Mediengattungen abdecken. Dazu gehéren auch die
gedruckte Presse und der Onlinejournalismus.

Langfristig soll eine direkte Medien- und Journalismusfinanzierung eingefuhrt
werden, die alle Mediengattungen umfasst, die nach journalistischen Kriterien
arbeiten. Das setzt eine entsprechende Verfassungsgrundlage voraus.

Solange die Verfassungsgrundlage fur eine direkte Férderung der Presse fehlt,
soll die indirekte Presseférderung weitergeflihrt und substanziell erhéht werden.
Voraussetzung ist, dass die Verleger in Qualitatsjournalismus, Vielfalt und regio-
nale Berichterstattung investieren.

Die SRG muss mit ihrem publizistischen Angebot im Dienste der Demokratie
stehen. Sie soll sich durch ihren Service-public-Auftrag von anderen Anbietern
unterscheiden und spezifische Inhalte fur verschiedene Bevolkerungsgruppen
bereitstellen. Die SRG muss Uber gentigend Einnahmen verfuigen, um sich wei-
terentwickeln zu kdnnen.

Es braucht eine nationale, nicht profitorientierte Nachrichtenagentur mit einem
Service-public-Auftrag, die redaktionelle Leistungen in Deutsch, Franzésisch und
[talienisch in hoher Qualitat anbietet und die Bedurfnisse regionaler Medien auf-
nimmt.

Es braucht Massnahmen, die eine wirksame Regulierung der Medienkonzentra-
tion ermdglichen, um die Vielfalt der Eigentimerinnen und Eigentimer und der
Meinungen zu starken.

Der bessere Schutz der Arbeitnehmenden und faire Arbeitsbedingungen mus-
sen verbindlich festgeschrieben werden. Die Besitz- und Eigentumsverhéltnisse
von Medienunternehmen mussen bekannt und transparent sein.
Online-Anbieter wie Google und Facebook sowie Infrastrukturanbieter wie Swiss-
com oder UPC sollen fur Medienbeitrage, die Uber ihre Dienste abrufbar sind,
einen Beitrag fUr die Medienférderung sowie fur audiovisuelle Beitrage, insbe-
sondere Film, entrichten.

Die Forderung der Medienkompetenz ist mit den Bildungsorganisationen zu in-
tensivieren. Mediennutzende sollen Fake news von seridsen Angeboten unter-
scheiden konnen.
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FUR EINE DIGITALISIERUNGSSTRATEGIE
IM INTERESSE ALLER

Ausgangslage

Die Digitalisierung beinhaltet grosse Chancen, aber auch Risiken flr Gesellschaft
und Arbeitswelt. Aufgrund der Digitalisierung verédndern sich Branchen und Berufe
rasch und grundlegend. Auch die Ansprlche an Qualifikation und Aus- und Weiter-
bildung verandern sich. Internet und soziale Medien kdnnen die Demokratie starken,
sie kdnnen aber auch Isolation, Verbreitung von Hass und Fake News sowie den
Missbrauch persénlicher Daten beférdern. Die Digitalisierung hat grosses Demokra-
tiepotential und kann einen wichtigen Beitrag zu einer nachhaltigen Wirtschaftsweise
leisten. Auf der anderen Seite beglinstigt sie die Monopolstellung grosser IT-Firmen
mit entsprechender Machtkonzentration.

Das sind unsere Grundsatze

Ein leistungsféahiges Internet und eine gute digitale Infrastruktur gehdéren zum Ser-
vice public. Auch Daten sind Teil des Service public. Der digitale Raum soll Ort der
freien Kommunikation sein, der es allen Menschen ermaéglicht, am sozialen, kulturel-
len, politischen und wirtschaftlichen Leben teilzuhaben. Die Digitalisierung darf nicht
dazu fuhren, die Arbeitsbedingungen zu verschlechtern. Es braucht gezielte Weiter-
bildungsangebote - gerade auch flir Menschen Uber 50 Jahre —, die sicherstellen,
dass die Menschen aufgrund der Digitalisierung nicht aus dem Arbeitsprozess fallen.
Die Vorteile der Digitalisierung mussen allen Menschen, auch Menschen mit Behin-
derung, zugutekommen. Die Digitalisierung soll die Demokratisierung der Wirtschaft
voranbringen. Rassismus, Diskriminierung jeder Art, Kinderpornographie sowie die
Verletzung von Datenschutz und Personlichkeitsrechten missen geahndet werden.
Eine moderne Politik der Digitalisierung soll auch den Forderungen nach mehr Di-
versitdt Rechnung tragen.

Das hat die SP erreicht

Die SP stellt die Digitalisierung und ihre Auswirkungen in einen gesamtgesellschaft-
lichen Zusammenhang und verknUpft die damit verbundenen Chancen und Risiken
mit der sozialen Frage, insbesondere was Bildung und Arbeitsbedingungen angeht.
Mit dem Wirtschaftskonzept leistet sie einen differenzierten Diskussionsbeitrag in die-
ser fUr die Gesellschaft zentralen Frage. Die SP hat massgeblich dazu beigetragen,
dass der Ausbau einer flachendeckenden, hochbreitbandigen Infrastruktur finanziert
werden kann, und dass langfristige Investitionssicherheit geschaffen wird. Dank der
SP bleibt auch die politische Kontrolle Uber die Infrastrukturen gewéhrleistet.



Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Der freie Zugang zu leistungsféhigen Infrastrukturen muss fur alle Menschen je-
derzeit und Uberall gewahrleistet sein. Es braucht gentigend Investitionen in die
Infrastruktur. Die demokratische Kontrolle muss gesichert sein.

Es braucht deutlich mehr Mittel fur die Weiterbildung. Bildung allgemein sowie
Weiterbildung auf allen Stufen muss einfach zugénglich sein und die aufgrund
der Digitalisierung geforderten Fahigkeiten ins Zentrum stellen.

Far digitale Einzelunternehmen und Scheinselbstandige (Crowdworker/innen)
mussen Arbeitsmodelle und Mechanismen der sozialen Sicherheit entwickelt
werden, die gute und faire Arbeitsbedingungen ermdéglichen.

Der freie Zugang zu Daten der Behérden muss gewahrleistet sein (Open Govern-
ment Data). Es braucht gute digitale Dienstleistungen fur die Bevdlkerung und
einen digitalen, barriefreien Service public. Im &ffentlichen Sektor soll die Nut-
zung von Open-Source-Anwendungen gefordert werden.

Die Netzneutralitét, die diskriminierungsfreie Behandlung des Datenverkehrs,
muss gesetzlich festgeschrieben werden.

Es braucht ein Recht auf Kopie der personlichen Daten, das Recht, die Nutzung
durch Dritte zu verbieten und Daten I6schen zu lassen. Es braucht ein Recht auf
Portabilitéat der Daten sowie ein Recht auf Korrektur. Es braucht staatlich festge-
legte, transparente Standards fUr den Umgang mit personenbezogenen Daten
fur alle Akteure.

Die Kompetenzen im Umgang mit Daten und das kritische Bewusstsein fur Da-
tenschutz mussen auf allen Bildungsstufen umfassend vermittelt werden.
IT-Unternehmen wie Google, Amazon, Facebook oder Alphabet missen dort, wo
ihre Wertschdpfung entsteht, Steuern entrichten («GAFA-Steuer»).

Der barrierefreie Zugang zu Technologien, Infrastrukturen und Informationen
muss von Bund und Kantonen in Zusammenarbeit mit Wirtschaft, Forschung
und Zivilgesellschaft geférdert werden.

Es braucht Massnahmen, um den Energieverbrauch der Digitalisierung még-
lichst tief zu halten. Zudem muss der Gesundheitsschutz gewahrleistet sein.
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FUR EINE VIELFALTIGE KULTURPOLITIK UND
BREIT ZUGANGLICHE KULTURANGEBOTE

Ausgangslage

Kultur und Kulturpolitik in allen Facetten haben aus gesellschaftlichen und sozia-
len Grinden einen hohen Stellenwert und beeinflussen unser Leben vielfaltig. Das
Kulturschaffen leistet einen wichtigen Beitrag fUr eine offene und tolerante Schweiz.
Indem Kulturférderung die Vielfalt der Kulturen und Sprachen - insbesondere mit
der Férderung der Landessprachen und der Verstéandigung zwischen den Sprach-
gemeinschaften - starkt, tradgt sie zum Zusammenhalt bei. Kultur wirkt positiv auf
Kreativitdt und Innovationskraft der Schweiz und leistet damit einen Beitrag zur Wirt-
schaftsférderung. Mit der klnstlichen Intelligenz steigt die Bedeutung der Kreativitat
auch in Forschung und Lehre.

Das sind unsere Grundsatze

Der Férderung der kulturellen Vielfalt in der Gesellschaft und dem Respekt vor
sprachlichen und kulturellen Minderheiten messen wir grosse Bedeutung bei. Kul-
turpolitik soll den Zusammenhalt und das Verstandnis zwischen verschiedenen so-
zialen und kulturellen Gruppen starken und einen Beitrag flr eine demokratische
und solidarische Gesellschaft leisten. Alle Bevolkerungskreise sollen von einem viel-
faltigen Angebot Gebrauch machen konnen. Kulturelle Teilhabe soll mdglichst vie-
len Menschen mdoglich sein. Die digitale Informationsverarbeitung entfaltet auch im
Kulturbereich Innovationspotenzial, das vermehrt fur die Teilhabe an Kultur genutzt
werden sollte. Auch die Schule spielt eine wichtige Rolle bei Kulturvermittlung und
kultureller Bildung, der Férderung kultureller Betatigung und der Starkung der Me-
dienkompetenzen. Visuelles Gestalten, Musik, Literatur, Theater, Bibliotheken oder
Museen begegnen vielen Kindern erstmals in der Schule. Diese wichtigen Erfahrun-
gen durfen nicht der Sparwut zum Opfer fallen.

Das hat die SP erreicht

Die SP hat massgeblich dazu beigetragen, dass die Kulturbotschaft 2016 bis 2019,
die fUr die umfassende Kulturforderung positive Leitplanken vorgibt, zusammen mit
den entsprechenden Verpflichtungskrediten politisch eine Mehrheit fand. Damit wer-
den Kulturférderung und kulturelle Teilhabe umfassend gestarkt. Die Angriffe auf
den obligatorischen Unterricht einer zweiten Landessprache in der Primarschule in
verschiedenen Kantonen konnten unter anderem dank dem grossen Engagement
der SP auf nationaler und kantonaler Ebene abgewehrt werden. Beim Urheber-
rechtsgesetz trug die SP dazu bei, dass sowohl die Anspriiche der Konsumentinnen
und Konsumenten als auch diejenigen der Kulturschaffenden so weit als moglich in
Ubereinstimmung gelangen und ins digitale Zeitalter Giberflihrt werden kénnen.



Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Die Forderung des schulischen Austauschs und die Verstandigung zwischen
den Sprachgemeinschaften sollen als Aufgaben von staatspolitischer Bedeutung
verstarkt gefoérdert werden.

Eine zweite Landessprache soll obligatorisches Schulfach in der Primarschule
sein. Die italienische und ratoromanische Sprache und Kultur sollen in den Kan-
tonen Tessin und GraubUnden sowie ausserhalb geférdert werden.

Um die kulturelle Teilhabe zu garantieren, sollen die Bemuhungen zur Unterstut-
zung von Kultur und Sprache der Fahrenden intensiviert werden.

In der Schule sollen Bund und Kantone fur einen guten Musikunterricht auf allen
Stufen sorgen. In der Freizeit sollen alle Kinder und Jugendlichen sich musika-
lisch betatigen kénnen.

Die Situation vieler Kulturschaffender ist namentlich bei der beruflichen Vorsorge
prekér. Es braucht Massnahmen zur sozialen Absicherung.

Der Bund soll seine Kompetenz, qualitativ gute und vielféltige Werke aus dem
Bereich Film zu férdern, verstarkt wahrnehmen. Mit Standortférderung beim Film
soll die Schweiz als Produktionsland attraktiver werden und internationale Aus-
strahlung erlangen.

Digitale Medien nehmen in der Alltagskultur einen hohen Stellenwert ein. Sie
mussen Teil der Kulturférderung werden.

Européische Entwicklungen, insbesondere die Richtlinie Uber audiovisuelle Me-
diendienste, mussen in die Gesetzgebungen im Kulturbereich aufgenommen
werden. Mittelfristig muss die Schweiz wieder Teil des EU-Programms «Kreatives
Europa» sein.

Erhalt und Pflege von Kulturgttern mussen ausreichend finanziert werden. Bei-
trage fur die Erhaltung der identitatsstiftenden Ortsbilder, archdologischen Stat-
ten und erhaltenswerten Einzelobjekten und Ensembles mussen so ausgestattet
sein, dass das kulturelle Erbe vor Schaden und schleichendem Zerfall bewahrt
wird.

Die Zusammenarbeit von Forschung und Entwicklung mit kreativen Disziplinen
soll die Bedeutung von Kultur und Kunst auch fur Wirtschaft und Innovation star-
ken.






Bild: SP Schweiz
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FUR DIE WEITERENTWICKLUNG VERLASSLICHER
UND GUTER BEZIEHUNGEN ZUR EU

Ausgangslage

Europa und die Schweiz stehen an einem Scheideweg. Eine Krise der europaischen
Solidaritat fallt zeitlich mit der Ungewissheit zusammen, wie und ob Uberhaupt die
bisherigen vertraglichen Beziehungen der Schweiz mit der EU fortgesetzt werden
konnen. Beide Herausforderungen drohen, sich gegenseitig negativ zu verstarken.
Die in der Schweiz und ganz Europa verbreiteten rechtsnationalen, antieuropaischen
Stimmungen bleiben so lange gefahrlich, als es der Politik nicht gelingt, auf allen Ebe-
nen wirksame Losungen flr die drangenden sozialen, wirtschaftlichen, 6kologischen
und demokratiepolitischen Probleme zu finden. Massenarbeitslosigkeit und fehlen-
de Perspektiven fur die junge Generation bei gleichzeitig explodierenden Vermdgen
und Einkommen ganz oben gehen uns alle an: Langst bilden die EU und Schweiz
eine Schicksalsgemeinschaft. Auf dem Spiel stehen nicht weniger als die Erhaltung
des Friedens und die Zukunftsfahigkeit des européischen Sozialmodells.

Das sind unsere Grundséatze

Die SP will keine Ruckkehr zu Nationalismus oder schon gar nicht den Zerfall
der EU, sondern vielmehr die Starkung und Weiterentwicklung des europaischen
Integrationsprozesses auf dem gesicherten Boden der europaischen Wertege-
meinschaft. Unser Ziel ist und bleibt ein demokratisch verfasstes, soziales und
Okologisches Europa im Dienste aller. In dieser Perspektive steht die SP fur die Wei-
terentwicklung der guten, vertraglich geregelten Beziehungen der Schweiz zur EU
ein. Die politischen Mitwirkungsrechte der Schweiz auf européischer Ebene missen
ausgebaut, die Personenfreiztigigkeit nicht weniger frei, sondern fairer ausgestaltet
und die erforderlichen inneren Reformen in der Schweiz angepackt werden. Denn
die Fortsetzung der Offnungspolitik gelingt vor dem Volk nur, wenn deren Friichte ge-
recht verteilt, unvermeidbare Kosten wirksam minimiert und abgefedert und nament-
lich fUr alle gute Lohne und Arbeitsbedingungen gesichert werden.

Das hat die SP erreicht

Die SP konnte im Sommer 2018 mit ihren Verblndeten die schamlosen Angriffe der
FDP-Bundesréate auf die flankierenden Massnahmen am Arbeitsmarkt abwenden.
Die SP setzte gemeinsam mit den Gewerkschaften durch, dass wirksame flankie-
rende Lohnschutzmassnahmen untrennbar mit dem Rahmenabkommen mit der EU
verknUpft sind. Die SP trug massgeblich dazu bei, dass die bewéahrte Koalition der
offnungsorientierten politischen Kréafte die Masseneinwanderungsinitiative in Uber-
einstimmung mit der Bundesverfassung und dem aktuellen Staatsvertragsrecht
unter FortfUhrung der Personenfreizlgigkeit umgesetzt hat und mit dem Arbeits-
losenvorrang (Meldepflicht offener Stellen an das RAV) ein Ausbau der flankierenden
Massnahmen zum Schutz aller Arbeitnehmenden in der Schweiz gelang.



Nur deshalb kann die Schweiz seit 2017 wieder am EU-Forschungsprogramm Ho-
rizon 2020 teilnehmen. Es ist fir den Forschungs- und Wissenschaftsplatz Schweiz
von grosster Bedeutung, lauft aber 2021 aus.

Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Die SP setzt sich fur die umfassende Weiterentwicklung der guten vertraglichen
Beziehungen der Schweiz zur EU ein. Es gibt keine Rickkehr zum alten bilatera-
len Weg. Erosion oder gar Abbruch wéren fatal.

Die SP steht fur mehr Realitatssinn in der Beurteilung der Beziehungen zwischen
der Schweiz und der EU. Der baldige Abschluss eines beidseits annehmbaren
institutionellen Abkommens ist von grundlegender Bedeutung. Innere Reformen
in der Schweiz sind gefordert, damit die Offnung ein Gewinn fir alle und nicht nur
fur ein paar Wenige wird — dank einem wirksamen Lohnschutz und Schutz des
Service pubilic.

Ohne institutionelles Abkommen steht die Erosion und Nichtverlangerung be-
stehender und der Abschluss weiterer fur die Schweiz wichtiger Abkommen im
Bereich des Binnenmarktes (Stromabkommen) auf dem Spiel, ebenso die Mit-
wirkung bei den Kooperationsprogrammen ausserhalb des Binnenmarktes. 37
solche Programme sind im Rahmen des EU-Finanzrahmens 2021-2027 geplant.
Die zwei grossten sind Horizon Europa (Forschungszusammenarbeit) und Eras-
mus+ (Austausch von Studierenden und Lehrlingen). Die EWR-Staaten kénnen in
14 dieser EU-Programme mitwirken. Ein Abseitsstehen wére flr die Schweiz mit
grossen Nachteilen verbunden.

Es braucht eine Debatte tUber neue Modelle der européischen Integration unter
Mitwirkung und Mitgestaltung der Schweiz. Der antieuropdischen Stimmung
muss die Stirn geboten, und es muss an die grundlegende Bedeutung einer re-
gelbasierten européischen und globalen Zusammenarbeit flr die Schweiz erin-
nert werden.

Statt gestltzt auf die Personenfreizligigkeit einfach Personal aus dem Ausland
abzuwerben, muss die Schweiz in die Ausbildung ihrer eigenen Fachleute inves-
tieren und daflr sorgen, dass Frauen, Uber 50-Jahrige, Marginalisierte und Mig-
rant/innen verstarkt am Arbeitsmarkt teilnehmen kénnen - dank einer Bildungs-
offensive, mehr Krippen, neuen Arbeitszeitmodellen und Diplomanerkennung.
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FUR__EINE ENTWICKLUNGSPOLITIK, DIE ARMUT
BEKAMPFT, IN FRAGILEN STAATEN AKTIV BLEIBT
UND GLOBALE OFFENTLICHE GUTER SCHUTZT

Ausgangslage

Noch immer zirkuliert die falsche Einschatzung, in Entwicklungspolitik und Entwick-
lungszusammenarbeit gehe es bloss darum, etwas Gutes zu tun, vergleichbar einem
Almosen fUr die Armen. Dabei wlrde ein kurzer Blick in die Welt gentigen, um die
dramatischen Folgen einer Politik zu erkennen, die sich nicht wirksam um Armuts-
bekédmpfung, nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung und den Schutz der Globalen
Offentlichen Giiter (Klima, Frieden, Kontrolle ansteckender Krankheiten usw.) kim-
mert. Wir kdnnen es uns in einer globalisierten Welt schlicht nicht leisten, dass mehr
als eine Milliarde Menschen Hunger leidet, wahrend 1 Prozent der Weltbevolkerung
gleich viel Vermdgen flr sich beansprucht wie die Ubrigen 99 Prozent. Die grossen
globalen Herausforderungen - Armut, Klima, zerfallende Staaten mit allen Folgepro-
blemen (Flichtlinge, Gewalt, Terrorismus) - entscheiden Uber die Zukunft von uns
allen. Die Schweiz kann und soll als weltweit fihrender Rohstoffhandelsplatz, interna-
tional finftgrdsster Finanzplatz und siebzehntgrésste Wirtschaftsmacht global Einfluss
nehmen.

Das sind unsere Grundsatze

Die Schweiz muss als bedeutende Nutzniesserin der Globalisierung ihre Verantwor-
tung wahrnehmen, auf internationaler Ebene flr eine gerechte und friedliche Welt-
ordnung eintreten und ihren Beitrag zur Erreichung der Ziele fur eine nachhaltige
Entwicklung gemass UNO-Agenda 2030 bedeutend erhdhen. Die Ziele sind Aus-
druck der Bedlirfnisse und Grundrechte, die jeder Mensch auf der Welt haben sollte.
Sie bestimmen die Zukunftsfahigkeit von uns allen wesentlich mit. Die Schweiz war
fuhrend an der Erarbeitung wichtiger Rahmenerklarungen der UNO wie der Agenda
2030 oder dem Migrationspakt beteiligt. Der Bundesrat muss hier auf Kurs bleiben
und auch innerstaatlich die Voraussetzungen schaffen, damit sich die verschiedenen
international wirksamen Sektoralpolitiken der Schweiz gegenseitig nicht widerspre-
chen und auf Grundlage der Menschenrechte die Koharenz erhdht wird.

Das hat die SP erreicht

Die SP hat erfolgreich alle Angriffe auf den 11-Milliarden-Rahmenkredit fur interna-
tionale Zusammenarbeit abgewehrt, den der Bundesrat 2016 beantragt hat. Die SP
trug zudem wesentlich zum kréftigen Bekenntnis des Bundesrates zu den Zielen der
UNO-Agenda 2030 und des Pariser Klimaabkommens bei.

Die SP setzte erfolgreich das Thema Rohstoffhandel und das Thema der unlauteren
und unrechtméssigen Finanzflisse aus Entwicklungslandern (illicit financial flows,
IFF) auf die politische Agenda. Aus Entwicklungslandern fliesst durch IFF ein Mehr-
faches an Mitteln ab, als sie durch &ffentliche Entwicklungshilfe erhalten.



Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Die Ziele der UNO-Agenda 2030 fUr eine nachhaltige Entwicklung sind konse-
quent umzusetzen. Dabei sind Politikbereiche ausserhalb der Entwicklungszu-
sammenarbeit (non-aid policies) fr die Entwicklungslander und eine nachhaltige
Nutzung nattrlicher Ressourcen bedeutsamer als die 6ffentliche Entwicklungs-
hilfe. Die Koharenz der Politiken flr nachhaltige Entwicklung ist zentral Deshalb
sind alle sektoriellen Politiken - fur Geld-, Wahrungs- und Finanzmarkte, Steuern,
Handel, Investitionen, Technologie, Migration usw. — darauf auszurichten, dass
sie die Ziele der UNO-Agenda 2030 fur eine nachhaltige Entwicklung unterstit-
zen und diese nicht aushohlen.

Die Entwicklungszusammenarbeit muss noch konsequenter als bisher auf fragile
Kontexte ausgerichtet werden, denn Gewalt, Konflikt und schwache Staatlichkeit
sind heute die Hauptursachen von Armut und Elend. Zentrale Bedeutung haben
Programme, die auf der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bedeutung der
Frauen aufbauen, die Berufsbildung und Einhaltung der fundamentalen Arbeits-
rechte starken, die Korruption eindédmmen und die Demokratisierung fordern. Die
Schweiz muss dazu beitragen, die Rolle der Internationalen Arbeitsorganisation
(IAQ) in der Entwicklungspolitik zu starken.

Zwar tragt die Schweiz aussenpolitisch den weltweiten Konsens mit, die Entwick-
lungshilfe auf 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens anzuheben. Dieses Ziel
muss mit Blick auf die wachsende Geféhrdung der Globalen Offentlichen Giiter
(Frieden, Umwelt usw.) und namentlich auch den Klimawandel nun endlich um-
gesetzt werden, denn die zuséatzlichen Herausforderungen erfordern zuséatzliche
finanzielle Mittel. Dazu soll und kann eine Finanztransaktionssteuer beitragen.
Multis sind gesetzlich zu verpflichten, Uber die Einhaltung von Sozial-, Umwelt-
und Menschenrechtsstandards Rechenschaft abzulegen. Bei Verstdssen sollen
sie in der Schweiz zivil- und strafrechtlich belangt werden kdnnen. Die Rech-
nungslegung muss verhindern, dass sich Multis mit manipulierten Transferzah-
lungen der Steuerpflicht entziehen oder Bestechungsgelder verstecken. Der Pri-
vatsektor muss seine Verantwortung fur die Achtung der Menschenrechte und
den Schutz der Umwelt wahrnehmen.
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FUR DIE MACHT DES MULTILATERALEN RECHTS
STATT DAS NATIONALE RECHT DER MACHTIGEN

Ausgangslage

Die Aussenpolitik der Schweiz hat sich nach dem Ende des kalten Krieges moder-
nisiert und seit den 1990er Jahren meist an den grundlegenden Normen der UNO
- Frieden, Starkung der Menschenrechte und nachhaltige Entwicklung — orientiert.
Bloss haben weite Teile einer breiteren Offentlichkeit davon kaum Kenntnis genom-
men. Umso einfacher war es fUr rechtsnationalistische Kreise in der Schweiz, Trump,
Putin, Orban und Erdogan nachzueifern und langst Gberwunden geglaubte nationa-
listische Mythen einer angeblich neutralen, unabhangigen und souveranen Schweiz
zu reaktivieren. Das eifrig gepflegte Selbstbild einer einsamen Insel des Friedens, die
wenig bis nichts mit den grossen Problemen in der weiten Welt zu tun habe, ist irreal.
Geleugnet wird damit eine Schweiz, die als einer der weltweit gréssten Finanz- und
Rohstoffhandelsplatze und Mitglied der Top-20 der Wirtschaftsmachte eine grosse
Mitverantwortung zur Losung globaler und européaischer Herausforderungen hat.
Nicht Alleingang, sondern breite und engagierte multilaterale Mitwirkung ermaoglicht,
Interessen wirksam und nachhaltig wahrzunehmen und die demokratische Hand-
lungsfahigkeit zu starken.

Das sind unsere Grundsatze

Die SP setzt sich fur eine aktive, mit starken Partnern vernetzte, multilateral ori-
entierte und mit ausreichend Ressourcen ausgestattete Aussenpolitik ein. Die
Schweiz soll laut Bundesverfassung (Artikel 54, Absatz 2) «zur Linderung von Not
und Armut in der Welt, zur Achtung der Menschenrechte und zur Férderung der
Demokratie, zu einem friedlichen Zusammenleben der Volker sowie zur Erhaltung
der natUrlichen Lebensgrundlagen» beitragen. Diese Ziele gelten fur alle Aussen-
beziehungen der Schweiz, einschliesslich Aussenwirtschaft und Sicherheitsfragen:
Die Koharenz in der Aussenpolitik muss deutlich erhdht werden. Die SP steht flr
eine starke UNO und starke multilaterale Organisationen, die das Volkerrecht ach-
ten und weiterentwickeln. Uns schutzt nicht das Recht der Machtigen, sondern die
Macht des Rechts.

Das hat die SP erreicht

Unterstltzt von der SP hat die Schweiz ihr Engagement in der UNO ausgebaut, ihre
Kandidatur fur eine Mitgliedschaft im Sicherheitsrat weiter aktiv verfolgt und zusam-
men mit gleichgesinnten Staaten aus aller Welt Vorschlage zur Reform dieses wich-
tigsten UNO-Organs vorlegt.

Die SP tragt wesentlich zur aktiven und konstruktiven Rolle der Schweiz im UNO-Men-
schenrechtsrat und zur Fihrung zahlreicher bilateraler Menschenrechtsdialog bei.
Die SP war treibende Kraft, damit der Bundesrat die Angriffe des neuen EDA-Vor-
stehers auf die Unterstitzung des UN-Hilfswerkes fUr Paléastina (UNWRA) und auf die



bewahrte Nahostpolitik der Schweiz abwehrte und den Entscheid zuricknahm, neu
Rustungsexporte in Burgerkriegsgebiete zu ermdglichen.

Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Die SP will, dass die Schweiz ihr Engagement in der UNO ausbaut, ihre Kandida-
tur fUr eine Mitgliedschaft im Sicherheitsrat aktiv verfolgt und ihr Netzwerk in der
UNO starkt.

Eine multilateral abgestimmte Gesamtstrategie flr Frieden, Entspannung und so-
ziale Gerechtigkeit ist auch in Gesamteuropa und im Mittelmeerraum gefordert.
Nicht Ausgrenzung und Aufristung, sondern Einbindung und Wahrnehmung ge-
meinsamer Interessen mussen wegleitend sein.

Die SP versteht sich als Menschenrechtspartei. Die politischen, sozialen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Menschenrechte sind Kern jeder humanen Gesell-
schaft. Sie sind universell und unteilbar und stehen jedem Individuum vorausset-
zungslos zu. Der Privatsektor muss bei der Durchsetzung der Menschenrechte in
die Mitverantwortung eingebunden werden. Es braucht endlich eine handlungs-
fahige Menschenrechtsinstitution in der Schweiz.

Die SP versteht sich als Friedenspartei. Frieden setzt Entwicklung und Sicher-
heit voraus. Wir wollen uns deshalb der Verantwortung flr wirksamen Schutz der
Zivilbevolkerung vor Gewalt nicht entziehen und zur wirksamen Umsetzung der
wichtigen UNO-Resolution 1325 «Frauen, Frieden, Sicherheit» beitragen.

Ein funktionierender Staat ist Voraussetzung fur sozialen und dkologischen Fort-
schritt. Die Korruption muss entschieden bekampft, die demokratische Partizipa-
tion auf allen Stufen erhdht und das staatliche Gewaltmonopol gegentiber War-
lords und privaten Sicherheitsfirmen durchgesetzt werden. Dafir braucht es eine
durchsetzungsfahige UNO, mehr Einfluss der internationalen Organisationen,
einen starken Multilateralismus und ein Vdlkerrecht, das die Straflosigkeit von
verbrecherischem staatlichem Handeln ausschliesst.

Die SP steht flr den Beitritt der Schweiz zur européischen Sozialcharta und
eine deutlich aktivere, konstruktive Mitarbeit der Schweiz in der Internationalen
Arbeitsorganisation (IAO) ein. Die Schweiz muss IAO-Konventionen rascher bei-
treten und diese konsequenter als bisher umsetzen. Namentlich muss sie endlich
die IAO-Konvention Nr. 98 einhalten, den Kundigungsschutz flir Gewerkschafts-
vertreter/innen starken sowie Personen, die einen Missstand anzeigen (Whistle-
blower), wirksam vor missbrauchlicher Kindigung schitzen.
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FUR EINE VERANTWORTUNGSVOLLE
AUSSENWIRTSCHAFTSPOLITIK

Ausgangslage

Die Schweizer Standortqualitat erreicht im internationalen Vergleich Spitzenwerte.
Hauptgriinde sind der soziale Frieden, die hohe Qualitat des Bildungswesens, der In-
frastruktur und des Service Public, die politische Stabilitat und die hohe Lebensquali-
tat. Diese Grundpfeiler des Schweizer Erfolgsmodells werden durch eine aggressive
Steuersenkungspolitik in Frage gestellt, die aus der Schweiz einen Offshore-Standort
machen will, der seinen Wettbewerbsvorteil auf die Unterlaufung internationaler Stan-
dards baut. Auch die Stimmungsmache gegen die EU verfolgt das strategische Ziel,
europaisches Recht zu unterlaufen und stattdessen den Handel mit oft autokratisch
regierten Schwellenlandern wie China, Russland und Indien zu liberalisieren. Dabei ist
klar, dass die grossen Herausforderungen - Digitalisierung, Globalisierung, Klimawan-
del - auf globaler Ebene nur multilateral und nur im Verbund mit der EU erfolgreich
angegangen werden kdnnen.

Das sind unsere Grundséatze

Die SP will keine Wirtschaft im Dienste einiger weniger, sondern im Dienste aller. Die
SP will fairen Handel und nicht bloss Freihandel. Sie steht flr eine Unternehmens-
politik, die internationale Arbeits-, Sozial- und Umweltstandards respektiert. Solche
Standards muUssen multi- und bilateral verbindlich geregelt, geschlechtergerecht
ausgestaltet und tatsachlich umgesetzt werden. Transnational tatige Unternehmen
mussen in ihrem Tun die Menschenrechte strikte einhalten und diesbezlglich zur
Rechenschaft gezogen werden kénnen. Um dieses Ziel zu erreichen, braucht es
griffige Sorgfaltspflichten, eine transparente Rechnungslegung, mehr Einfluss der
internationalen Organisationen, namentlich der Internationalen Arbeitsorganisation
(IAO), sowie einen starken Multilateralismus statt Deregulierung und nationalistischen
Egoismus.

Das hat die SP erreicht

Auf Druck der SP anerkannte der Bundesrat den Grundsatz, dass Handelsabkom-
men Kapitel Uber soziale und okologische Nachhaltigkeit und die Einhaltung der
Menschenrechte enthalten mussen. Alle neueren Abkommen bekennen sich zu ent-
sprechenden Standards.

Bei beim Investitionsschutz setzte die SP durch, dass neuere Abkommen Klauseln
Uber das Recht auf Regulierung und ein Verbot zur Senkung erreichter Arbeits- und
Umweltstandards enthalten.

Erfolgreich war die SP zudem mit der Forderung, dass die Schweiz nach einer lan-
gen Zwischenphase wieder einzelnen Konventionen der Internationalen Arbeitsorga-
nisationen (IAO) beitritt und aussenpolitische Initiativen fur die Schaffung eines multi-
lateralen Rahmens in der globalen Migrationspolitik ergriffen hat. Auch zum Beitritt der



Schweiz zum Pariser Klimaabkommen und dessen Umsetzung trug die SP massgeb-
lich mit.

Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Die Schweiz muss als fuhrender Rohstoffhandelsplatz wirksame Massnahmen
gegen den «Rohstoff-Fluch» ergreifen, also gegen die verbreitete Tatsache, dass
Lander mit besonders reichen Rohstoffvorkommen besonders korrupte Regie-
rungen mit einer besonders schlechten Menschenrechtssituation sowie eine
besonders ungerechte Verteilung des Reichtums aufweisen. Zu diesen Mass-
nahmen gehdren eine erhdhte Sorgfaltspflicht der Konzerne, hohe Transparenz
im Rechnungswesen mit landerweise konsolidierten Zahlen und eine starke Auf-
sicht in der Schweiz.

Es braucht wirksame institutionelle Vorkehrungen, damit die Kapitel Uber soziale
und dkologische Nachhaltigkeit und Einhaltung der Menschenrechte in den Han-
delsabkommen der Schweiz und der EFTA tatsachlich eingehalten und durch-
gesetzt werden kdnnen einschliesslich einer Abschatzung der Nachhaltigkeits-
folgen und von Verfahrensrechten fur die Zivilgesellschaft inkl. Sozialpartner.
Das Geflecht von weit Uber 100 bilateralen Investitionsschutzabkommen der
Schweiz muss Uberprift und nachhaltig ausgestaltet werden. Alle mUssen das
Recht auf Regulierung, das Verbot zur Verschlechterung von Standards, um
daraus Wettbewerbsvorteile abzuleiten, eine Starkung des nationalen Rechtszu-
ges, eine offentliche Kontrolle und Verfahrensrechte fur Dritte bei internationa-
len Schiedsgerichten sowie Vorschriften Uber Transparenz, Nachhaltigkeits- und
Sorgfaltspflichten der Investoren beinhalten.

Die Schweiz hat sich mit dem Pariser Klimaabkommen zur nachhaltigen Lenkung
der globalen Finanzstrome verpflichtet. Die ESG-Kriterien (Environmental, Social
and Governance - Umwelt, Soziales und Governance) mussen die massgeben-
den Faktoren zur Messung der Nachhaltigkeit und der ethischen Auswirkung
einer Investition in ein Unternehmen werden. Das Ziel ist: Kein Rappen mehr fur
fossile Energien!






Bild: Ex-Press/Markus Forte
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FUR EINE FRIEDENS- UND SICHERHEITSPOLITIK
DES GLOBALISIERTEN 21. JAHRHUNDERTS

Ausgangslage

Die Schweiz liegt inmitten eines breiten Rings von stabilen demokratischen Rechts-
staaten und verflgt Uber eine dusserst komfortable Sicherheitslage. An den Ran-
dern Europas wird aber wieder Krieg geflihrt. Zudem sind so viele Menschen auf
der Flucht wie seit 1945 nie mehr. Die Zonen der Instabilitat sind geografisch zwar
weit entfernt. Dennoch wirken sie aufgrund der internationalen Verflechtung auf die
Sicherheit der Schweiz zurlck: schwache oder fehlende Rechtsstaatlichkeit, Kor-
ruption, zivilisationsbedingte Risiken, Terrorismus. Den meisten Sicherheitsrisiken
ist mit herkdmmlichen militarischen Mitteln nicht beizukommen. Dennoch lenkt die
Schweiz ihre finanziellen und personellen Ressourcen im Bereich Sicherheit immer
noch Uberwiegend in eine viel zu grosse Armee, die mit schwerem Gerat auf ein ver-
altetes Kriegsszenario ab Landesgrenze ausgerichtet ist.

Das sind unsere Grundsatze

Die grossen friedens- und sicherheitspolitischen Herausforderungen an die Schweiz
sind in der heutigen globalisierten Welt weder im Landesinnern noch an der Lan-
desgrenze zu suchen. Vielmehr stellen sie das Ergebnis immer I&angerer, oft globaler
Wirkungsketten dar. Scheinbar fern liegende Entwicklungen in Staat, Wirtschaft,
Okologie, Gesellschaft und Kultur wirken auf die Sicherheit der Schweiz zuriick.
Auch die Friedens- und Sicherheitspolitik der Schweiz muss endlich im globalisier-
ten 21. Jahrhundert ankommen, international aktiv mitgestalten und ihren angemes-
senen Beitrag leisten zum Aufbau einer européischen Sicherheitszusammenarbeit
und zum Ausbau der UNO-Politik zur Verhttung, Einddmmung und Beilegung von
Konflikten.

Das hat die SP erreicht

Die SP hat mit ihren Blndnispartnern den Bundesrat gestoppt, der Kriegsmaterial
neu auch in Burgerkriegslander exportieren wollte. Zudem erlitt die vereinigte bur-
gerliche Stahlhelmfraktion anlasslich der Volksabstimmung vom 18. Mai 2014 eine
krachende Niederlage: Eine klare Mehrheit lehnte die Beschaffung neuer Kampfflug-
zeuge vom Typ Gripen ab.

Die SP wehrte mehrere burgerliche Angriffe auf den Zivildienst ab. Noch entscheidet
der Tatbeweis Uber die Zulassung zum Zivildienst. Die Zukunft des Zivildienstes ist
aber ungewiss.

Die SP setzte sich erfolgreich fur die FortflUhrung des Schweizer Engagements flr
zivile Friedensforderung und Starkung der Menschenrechte ein und half mit, dass
die grundlegende Bedeutung der Geschlechterfrage fur Frieden und Sicherheit an-
erkannt bleibt (Gendering security). Ebenso trug die SP zur Fortsetzung des Einsat-
zes von Schweizer Soldaten im Kosovo bei (Swisscoy).



Die SP war in National- und Standerat mit einer Motion erfolgreich, die den sofortigen
Beitritt der Schweiz zum Atomwaffenverbotsvertrag vorsieht.

Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Die unverzichtbaren alltaglichen luftpolizeilichen Aufgaben k&nnen von einem
neu zu beschaffenden, leichten Kampfflugzeug Ubernommen werden. Fur den
Luftpolizeidienst braucht es keine Hochstleistungs-Kampfflugzeuge, deren Be-
trieb extrem teuer, larmig und CO.-intensiv ist. Damit lasst sich die Nutzungs-
dauer der vorhandenen F/A-18 weit Uber das Jahr 2035 hinaus verlangern.

Die Armee ist zu gross, zu teuer und falsch ausgerustet. Es braucht mehr euro-
paische Sicherheitszusammenarbeit, mehr, bessere und raschere Friedensfor-
derungseinsatze, deutlich hohere Schwelle flr Sicherungseinsatze im Innern
und weniger mechanisierte Truppen (Panzer und Artillerie). So kbnnen Bestande
verkleinert und die Kosten der Armee auf maximal 4 Milliarden Franken jéhrlich
gesenkt werden.

Die SP steht zum Zivildienst. Er tragt zum sozialen Zusammenhalt bei. Das Spek-
trum von Einsatzmdoglichkeiten muss erweitert werden. Gesuche fur den Zivil-
dienst sollen jederzeit eingereicht werden kénnen.

Die Friedenspolitik der Schweiz muss institutionell aufgewertet werden. Dazu
gehoren dauerhafte und mit ausreichend Ressourcen ausgestattete Beziehun-
gen zur Zivilgesellschaft, die in Friedensprozessen eine wichtige Rolle spielt. Der
Rahmenkredit fUr zivile Friedensférderung und Starkung der Menschenrechte
2021-2024 soll deutlich erhéht werden.

Wenn sich in korrupten oder zerfallenden Staaten das staatliche Gewaltmono-
pol gegen die eigene Bevolkerung wendet und Warlords die Menschen in Angst
und Schrecken versetzen, soll die UNO im Rahmen eines kollektiven Sicherheits-
systems die Zivilbevolkerung schitzen und zu mehr Gewaltfreiheit und mensch-
licher Sicherheit beitragen. Die militarische Friedensférderung der Schweiz ist
auszubauen.
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MEHR LEBENSQUALITAT DANK MEHR
OFFENTLICHER SICHERHEIT FUR ALLE

Ausgangslage

Gllcklicherweise gehort die Schweiz im internationalen Vergleich zu den Staaten mit
einer besonders hohen &ffentlichen Sicherheit. Sicherheit stellt sich aber nicht von
selber ein, sondern muss immer wieder aufs Neue erarbeitet werden. Die Grundlage
unserer Sicherheit — eine inklusive Gesellschaft — ist gefahrdet: durch die soziale
Spaltung der Gesellschaft, durch Ausgrenzung von Minderheiten, Hasspropagan-
da, Abwehr von Fltchtlingen, die zu Tausenden im Mittelmeer ertrinken, und durch
unsere Passivitat gegenuber ungeldsten Konflikten an den Randern Europas. Die-
se Faktoren bilden den Nahrboden flr grenzlberschreitende Sicherheitsrisiken
wie Schlepperwesen, Menschenhandel, organisierte Kriminalitdt und Terrorismus.
Immer wieder benutzen international aktive korrupte, kriminelle und terroristische
Gruppen die Schweiz fur logistische Zwecke, fur Geldwascherei oder als Rluckzugs-
gebiet, was sich wiederum negativ auf die Sicherheit der Schweiz auswirken kann.

Das sind unsere Grundséatze

Offentliche Sicherheit und Sicherheit im Alltag bilden eine unverzichtbare Voraus-
setzung unserer Lebensqualitat. Sicherheit ist ein offentliches Gut und ein Men-
schenrecht zugleich und soll vom Staat im Sinne eines Service Public bereitgestellt
werden. Die Achtung der Grundrechte, Einhaltung rechtsstaatlicher Verfahren und
Unabhangigkeit der Justiz sind zentral und durfen auch durch Sicherheitsmass-
nahmen nicht in Frage gestellt werden. Die SP hat ein umfassendes Sicherheits-
verstandnis. Repressive Massnahmen gegen Gewalt und Kriminalitat sind wichtig,
genlgen aber nicht, um Sicherheit zu schaffen. Daflr braucht es auch soziale und
wirtschaftliche Perspektiven fur alle. Im innerhauslichen Bereich tragt der Staat fur
die Sicherheit Mitverantwortung. Die internationale Sicherheitszusammenarbeit mit
den Schengen-Staaten ist zentral. Auch organisierte Kriminalitat, Menschenhandel
und Cyber-Kriminalitdt kdnnen nur grenziberschreitend erfolgreich bekampft wer-
den.

Das hat die SP erreicht

Dank der Hartn&ckigkeit der SP konnte der Schutz vor Waffengewalt in der Schweiz
deutlich verbessert werden. 1998 zahlte die Schweiz 466 Schusswaffentote (Summe
aus Suizid und Toétung), 2015 waren es 231, also weniger als die Halfte. Ein strenge-
res Waffengesetz, ein erschwerter Zugang zu Armeewaffen und ein national vernetz-
tes Waffenregister retteten Hunderten von Menschen das Leben.

Eine von der SP gepragte Politik kombiniert erfolgreich eine Kultur des Hinschauens,
der Prévention, der sozialen Férderung und Integration mit punktueller, gezielter Re-
pression. So konnte die Anzahl Jugendstrafurteile wegen Gewaltstraftaten von 2010
bis 2017 fast halbiert werden (von 2661 auf 1439).



Die SP wirkt auch der Privatisierung der Sicherheit entgegen. 2015 trat das neue
Bundesgesetz Uber im Ausland erbrachte private Sicherheitsdienstleistungen in
Kraft. Es verbietet Privaten die Teilnahme an Feindseligkeiten und untersagt Sicher-
heitsdienstleistungen bei schweren Menschenrechtsverletzungen.

Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

Der Schutz kritischer Infrastrukturen (Energieversorgung, Personen- und Guter-
verkehr, medizinische Versorgung) wurde lange vernachlassigt. Es braucht ein
nationales Inventar, eine Meldepflicht bei Vorfallen, ein Kompetenzzentrum, un-
zweideutige Zustandigkeiten und die Bereitstellung von zusatzlichen finanziellen
und personellen Ressourcen sowohl bei Privaten als auch bei der &ffentlichen
Hand.

Dies gilt namentlich auch fur die Cyber-Sicherheit, wo deutlich mehr getan wer-
den muss als bisher. Der Schutz der Datensysteme, die Sicherheit der Daten und
die Verfolgung von Datenmissbrauch liegt im 6ffentlichen Interesse — unabhan-
gig davon, ob sich diese bei Privaten oder Behdrden befinden.

Die grenziberschreitende Zusammenarbeit bei der Bekdmpfung von Terroris-
mus und anderen Verbrechen wird immer wichtiger. Die polizeiliche, justizielle
und nachrichtendienstliche Zusammenarbeit mit der EU soll unter Wahrung der
Grundrechte weiter vertieft, Schengen entsprechend ausgebaut werden.

Die Bestande des Grenzwachtkorps und der kantonalen Polizeikorps missen
erhoht, die Armee und private Sicherheitsdienste missen aus der inneren Sicher-
heit zurlickgedrangt werden. Die Erbringung privater Sicherheitsdienstleistungen
muss auch im Inland durch ein Bundesgesetz geregelt und eingeschrankt wer-
den.

Alle Menschen haben Anspruch auf Sicherheit. Sicherheit ist unteilbar. Nicht Aus-
grenzung, sondern Integration schafft mehr Sicherheit. Die SP steht fur griffige
gesetzliche Bestimmungen zur Integration ein und will fir die Férderung der Inte-
gration deutlich mehr Geld vom Bund.

Der Bund muss die die Kantone verpflichten, Interventionsstellen gegen hausli-
che Gewalt einzurichten, Zufluchtsorte fur Gewaltopfer zu schaffen und die Opfer-
und Téterarbeit zu verstérken.
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FUR EINE AUSGEWOGENE STRAFRECHTSPOLITIK

Ausgangslage

In den letzten Jahren verstarkte sich unter dem Eindruck der rechtspopulistischen
und konservativen Kreise in der Strafrechtspolitik die Tendenz, einseitig eine hartere
Bestrafung der Taterinnen und Tater zu fordern. Zu oft werden unbestrittenermas-
sen tragische Einzelfdlle ausgeschlachtet, um isoliert Verscharfungen im materiellen
Strafrecht oder im Strafvollzug zu fordern und damit «ein Zeichen zu setzen». Der Ruf
nach Vergeltung Ubertdnt den notwendigen Schutz von Opfern und Gesellschaft. Da-
mit werden eine sachliche Diskussion und eine Idsungsorientierte Politik erschwert.
Ein ganzheitlicher und koharenter Ansatz in der Strafrechtspolitik geht verloren.

Das sind unsere Grundsatze

Die SP steht flr eine l6sungsorientierte Strafrechtspolitik unter Wahrung rechts-
staatlicher Grundsétze ein. Zur Schaffung von Sicherheit flr die Bevolkerung muss
ein ganzheitlicher Ansatz mit einer ausgewogenen Mischung zwischen Pravention,
Repression, Resozialisierung der Straftaterinnen und Straftater sowie Opferschutz
verfolgt werden. Dabei muss insbesondere der Opferschutz ausgebaut werden.
Neue Straftatbestande sollen nur dann eingefuihrt und Sanktionen nur dann erhéht
werden, wenn eine entsprechende Notwendigkeit objektiv erwiesen ist. Das Straf-
rahmensystem soll in sich kongruent ausgestaltet sein. Den Gerichten ist der not-
wendige Ermessensspielraum fur sachgerechte Entscheide im Einzelfall zu belas-
sen. Eine symbolische Gesetzgebung, getrieben von skandalisierten Einzelféllen, ist
kontraproduktiv. Das Strafrecht soll auch in Zukunft nur als letztes Mittel zum Einsatz
kommen.

Das hat die SP erreicht

Ausweitung der Meldepflichten und Melderechte von Fachpersonen bei Verdacht auf
Kindeswohlgefahrdungen («Kindesschutzvorlage»).

Ausweitung des Straftatbestands der Vergewaltigung auf Opfer aller Geschlechter.
Massvolle Einschrankung der Moglichkeit der strafrechtlichen Wiedergutmachung
(Art. 53 StGB), um ein «Freikaufen» unter Ausschluss der Offentlichkeit insbesondere
bei schweren Wirtschaftsdelikten zu verhindern.

Ausweitung des Ordnungsbussensystems, um solche Delikte sowohl fur die Fehlba-
ren wie auch die Strafverfolgungsbehorden effizient und unburokratisch abzuwickeln.

Das will die SP 2019 bis 2023 erreichen

* Die Harmonisierung der Strafrahmen muss mit Augenmass erfolgen und darf
sich nicht in einer Verscharfung der geltenden Sanktionen erschdpfen. Allféllige
Anpassungen mussen mit dem Gesamtsanktionssystem kongruent sein. Anpas-
sungsbedarf sehen wir insbesondere bei den Sexualdelikten.



Die Verfolgung von Straftaten im Internet und insbesondere in den sozialen Medi-
en (Ehrverletzungsdelikte, Hasskriminalitat usw.) muss vereinfacht werden, damit
das Internet nicht zum rechtsfreien Raum wird.

Um sexuelle Belastigungen umfassend und konsequent bestrafen zu kénnen,
soll neu ein entsprechender Straftatbestand geschaffen werden.

Um Stalking-Opfer besser zu schiitzen, soll ein neuer Stalking-Straftatbestand
geschaffen werden.

Bei der Revision der Strafprozessordnung muss die ausgeglichene Bertcksich-
tigung der Interessen der verschiedenen Verfahrensbeteiligten im Vordergrund
stehen. Insbesondere die Rechte der Opfer sind ausreichend zu wahren.

Die Strafverfolgungsbehdrden muissen mehr Ressourcen zur Verfligung haben,
damit strafrechtlich relevantes Verhalten so rasch als méglich Konsequenzen hat.
Eine vorgesehene Staatshaftung beim Ruckfall von Tater/innen nach gewahrten
Vollzugslockerungen oder nach einer bedingten Entlassung lehnen wir entschie-
den ab.

Im Bereich der Opferhilfe missen die Informationsrechte der Opfer ausgebaut,
die Pravention gestéarkt und die finanziellen Entschadigungen erhdht werden.
Die Wirtschaftskriminalitat muss wirksamer bek&ampft werden, insbesondere
auf den Finanzmarkten, bei der Geldwascherei im Immobiliensektor sowie beim
Steuerstrafrecht.

Die Verfolgung internationaler Verbrechen wie Volkermord, Verbrechen gegen
die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen muss entschiedener als bisher ange-
packt, internationale Strafgerichtshdfe missen weiterhin unterstitzt werden.
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Zu Kapitel 9 - Mehr Kaufkraft
* Prémienentlastungsinitiative (Argumentarium 2019)
* Positionspapier Unsere Wirtschaft (2018)

Zu Kapitel 10 - Gerechte Finanzpolitik
* Eine Sozialdemokratische Steuerpolitik ftir Alle statt fir Wenige (2014)

Zu Kapitel 11 - Gerechte Steuerpolitik
e Positionspapier Unsere Wirtschaft (2018)
* Eine Sozialdemokratische Steuerpolitik flir Alle statt fir Wenige (2014)

Zu Kapitel 12 - Sauberer Finanzplatz

* Positionspapier Unsere Wirtschaft (2018), Kapitel 2.3 Globale Entwicklungen
* Schweiz muss Lehren aus Panama Papers ziehen (2016)


https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/grundlagenpapier_sozialhilfe_2015.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/unsere_wirtschaft_def_d_0.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/internetvorlage_gesundheitspapier_d_0.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/chancengerechtigkeit_in_der_bildung_papier_fuer_fraktion.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/chancengerechtigkeit_in_der_bildung_papier_fuer_fraktion.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/unsere_wirtschaft_def_d_0.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/ein_sozialdemokratisches_projekt_fuer_den_umgang_mit_der_digitalen_revolution_-_jean_christoph_schwaab.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/ein_sozialdemokratisches_projekt_fuer_den_umgang_mit_der_digitalen_revolution_-_jean_christoph_schwaab.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/positionspapier_wirtschaftsdemokratie_definitiv_d_0.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/positionspapier_lohngleichheit_verabschiedet_d.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/positionspapier_wirtschaftsdemokratie_definitiv_d_0.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/unsere_wirtschaft_def_d_0.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/wohnraum_fuer_alle_d.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/erschwinglicher_wohnraum_fuer_alle_2011.pdf
https://bezahlbare-praemien.ch/wp-content/uploads/2019/02/Argumentarium-kurzversion_DE.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/unsere_wirtschaft_def_d_0.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/steuergerechtigkeit.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/unsere_wirtschaft_def_d_0.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/steuergerechtigkeit.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/unsere_wirtschaft_def_d_0.pdf
https://www.sp-ps.ch/de/publikationen/medienmitteilungen/schweiz-muss-lehren-aus-panama-papers-ziehen

Zu

Zu

Zu

Zu

Zu

Kapitel 13 - Service public

Medienmitteilung Weg vom Profitdenken - fir einen starken Service public zum
Wohle aller; dazu Diskussionspapier (2018)

Masterplan Post fir alle statt fiir Wenige (2018)

Kapitel 14 bis 16 - Klima-, Verkehrs- Umwelt und Energiepolitik

Energie, Umwelt und Klima: Ftr eine rasche Elektrifizierung der Mobilitat auf der
Strasse (2018), Bericht von Roger Nordmann zuhanden der SP Schweiz
Positionspapier Verkehr und Finanzplatz als blinde Flecken der Schweizer Klima-
politik: SP will Taten statt lllusionen (2018)

Fur einen klimafreundlichen Schweizer Finanzmarkt: Wieso eine konsequent
nachhaltige Finanzstrategie die Schweiz weiter bringt (2018), Bericht von Beat
Jans zuhanden der SP Schweiz

Weitere Papiere siehe: https.//www.sp-ps.ch/de/themen/umwelt-und-energie

Kapitel 17 - Fiir eine umfassende Gleichstellung aller Geschlechter
Positionspapier Lohngleichheit (2015)

Resolution zur Gleichstellungspolitik (2017)

Feministisches Manifest (2017)

Fuinf-Punkte-Plan gegen Gewalt gegen Frauen (2018)

Kapitel 18 - Fiir Rechtsstaatlichkeit und Demokratie

Parlamentarische Initiative von Nadine Masshardt zur politischen Bildung (2017)
Parlamentarische Initiative von Cédric Wermuth zur Umsetzung von vélkerrechts-
widrigen Volksinitiativen (2018)

Vernehmlassungsantwort zur Einflihrung eines obligatorischen Staatsvertragsre-
ferendums (2018)

Kapitel 19 - Transparenz in der Politikfinanzierung
Argumentarium zur Transparenz-Initiative (2018)
Spendenreglement der SP Schweiz (2018)

Kapitel 20 - Fiir eine menschenwiirdige Auslander/innen- und Asylpolitik
Fur eine umfassende und kohérente Migrationspolitik (2012)

Positionspapier zur Umsetzung der Masseinwanderungsinitiative (2014)
Resolution zur politischen Partizipation von Migrant/innen (2018)

Resolution zum Dublin-Abkommen (2018)

WeiterfUhrende Informationen zu den SP Migrantinnen

Kapitel 21 - Medienpolitik

Fur ein demokratiegerechtes Mediensystem (2013)

Neues Bundesgesetz (ber elektronische Medien, Stellungnahme (2018)
Demokratie braucht eine vielféltige Medienlandschaft und journalistische Quali-
tét, Resolution (2018)


https://www.sp-ps.ch/de/publikationen/medienmitteilungen/weg-vom-profitdenken-fur-einen-starken-service-public-zum-wohle
https://www.sp-ps.ch/de/publikationen/medienmitteilungen/weg-vom-profitdenken-fur-einen-starken-service-public-zum-wohle
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/mk_servicepublic_medienmappe_d.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/masterplan_post_-_vs5.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/co2_et_mob._electrique_version_dv_deutsch_1.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/co2_et_mob._electrique_version_dv_deutsch_1.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/positionspapier_klimapolitik_d_verabschiedet.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/positionspapier_klimapolitik_d_verabschiedet.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/fuer_einen_nachhaltigen_finanzmarkt_version_dv_deutsch_4.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/fuer_einen_nachhaltigen_finanzmarkt_version_dv_deutsch_4.pdf
https://www.sp-ps.ch/de/themen/umwelt-und-energie
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/positionspapier_lohngleichheit_verabschiedet_d_2.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/internet_gleichstellung_d_0.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/internetvorlage_manifest_def_d_3.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/fuenf-punkte-plan_gegen_gewalt_an_frauen_0.pdf
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20170516
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20180426
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20180426
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/2018-11-16_vernehmlassungsantwort_sp_schweiz_obligatorisches_staatsvertragsreferendum_def_0.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/2018-11-16_vernehmlassungsantwort_sp_schweiz_obligatorisches_staatsvertragsreferendum_def_0.pdf
https://transparenz-ja.ch/wp-content/uploads/sites/65/2018/01/2018-01-26-Ausführliches-Argumentarium_Transparenzinitiative_def.pdf
https://www.sp-ps.ch/de/partei/wir-sind-die-sp/spendenreglement
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/migrationspapier_2012.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/umsetzungskonzept_zu_art.121a_bv_de_bereinigt_nach_dv.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/migrantinnen_d_0_0.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/anwendung_dublin_d_0_0.pdf
https://www.sp-ps.ch/de/partei/sozialdemokratische-bewegung/sp-migrantinnen
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/fuer_ein_demokratiegerechtes_mediensystem.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/neues_bg_uber_elektronische_medien_-_fragebogen.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/demokratie_braucht_eine_vielfaeltige_medienlandschaft_2018.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/demokratie_braucht_eine_vielfaeltige_medienlandschaft_2018.pdf

Zu Kapitel 22 - Digitalisierung
* Wirtschaftskonzept (2018), Kapitel 2.4.5 und 3.2.2
* Massnahmeplan Internetpapier (2016)

Zu Kapitel 24 - Europa

* Roadmap: Die Schweiz braucht gute und stabile Beziehungen zur EU
(Parteitag 2016)

* Furopa mitgestalten — Fiir mehr und eine bessere, soziale EU (2016)

* SP Postulat Beteiligung an der europdischen Zusammenarbeit (2017)

Zu Kapitel 25 - Entwicklung
» Offentliche Entwicklungsfinanzierung unter Druck (2015)

Zu Kapitel 26 - Multilateralismus
* friedens- und sicherheitspolitisches Konzept (2017)

Zu Kapitel 27 - Aussenwirtschaft

* Wirtschaftskonzept (2018)

* Globale Investitionen im Dienste der Nachhaltigkeit. Den Investitionsschutz sozial
und 6kologisch vertraglich ausgestalten

Zu Kapitel 28 - Frieden und Sicherheit

* Zehn Thesen der SP Fraktion zur Sicherheitspolitik der Schweiz (2018)
e Mehr Sicherheit fir den gleichen Preis (Motion 2018)

* Revision Zivildienstgesetz (Vernehmlassung 2018)

* Planungsbeschluss Schutz des Luftraums (Vernehmlassung 2018)

*  Konzeptpapier Luftwaffe (DV 2017)

Zu Kapitel 29 - 6ffentliche Sicherheit

e Totalrevision Bevdlkerungs- und Zivilschutzgesetz (Vernehmlassung 2018)

* Meldepflicht bei schwerwiegenden Sicherheitsvorféllen bei kritischen Infrastruk-
turen (Postulat 2017)

* Verpflichtender Grundschutz fir kritische Strominfrastrukturen (Motion 2017)

* Umfassende Cybersicherheit flr alle statt Cyberwar nur flir das VBS (Interpella-
tion 2017)

Zu Kapitel 30 - Fiir eine ausgewogene Strafrechtspolitik

o Strafrahmenharmonisierung (Vernehmlassung 20170)
* Revision der Strafprozessordnung (Vernehmlassung 2018)
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https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/unsere_wirtschaft_def_d_0.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/massnahmeplan_internetpapier_verabschiedet_d_0.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/sp_roadmap-eu-definitiv_d_2.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/sp_roadmap-eu-definitiv_d_2.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/sp_eu-mitgestalten_29-02-2016_de_0.pdf
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20174147
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/sp-hintergrundpapier_apd-finanzierung.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/sp_friedens-und-sicherheitspolitisches-konzept_de.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/unsere_wirtschaft_def_d_0.pdfhttps:/www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/ueberarbeitete_fassung_antragspapier_wiko_nach_gl_d.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/sp_investitionsschutz.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/sp_investitionsschutz.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/sp_zehn-sicherheitspolitische-thesen_0.pdf
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20183244
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/18-449_zivildienstgesetz_sp_0.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/18-443_planungsbeschluss-luftraum_sp.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/sp_luftwaffenkonzept_d.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/17-401_revision_bevoelkerungs-_und_zivilschutzgesetz.pdf
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20173475
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20173475
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20173496
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20173731
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/harmonisierung_strafrahmen_2010.pdf
https://www.sp-ps.ch/sites/default/files/documents/2018-03-13_vernehmlassungsantwort_sp_schweiz_aenderung_stpo_def_0.pdf
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